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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 


1 . Abgeordneter 
Oliver Krischer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus dem jüngsten Urteil des Bundesgerichtshofes 
zu § 1 9 der Stromnetzentgeltverordnung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rainer Sontowski 
vom 28. Juni 2016 

Das angesprochene Urteil des Bundesgerichtshofes befasst sich mit der 
gesetzlichen Grundlage für die Umlage nach § 1 9 der Stromnetzentgelt- 
verordnung. Die Bundesregierung verweist diesbezüglich auf die Be- 
schlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie vom 22. Juni 2016 zu dem Strommarktgesetz (Bundestags- 
drucksache 18/8915 S. 17 f, 20, 37 und 38 f) sowie auf den entspre- 
chenden Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 23. Ju- 
ni 2016. 


2. 


Abgeordneter 

Alexander Ulrieh 


(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die inhaltliche Beschlussfassung über die Ratifi- 
kation des Wirtschafts- und Handelsabkommens 
zwischen der EU und Kanada (CETA) und über 
die etwaige vorläufige Anwendbarkeit von Teilen 
des Abkommens im Rat je einstimmig und nicht 
per qualifiziertem Mehrheitsbeschluss erfolgen 
muss (siehe z. B. EuZW 2016, 252; bitte begrün- 
den), und wenn ja, wird sie gegen einen nicht ein- 
stimmig erfolgten Beschluss zum CETA im Rat 
den Europäischen Gerichtshof (EuGH) anrufen 
mit dem Ziel, die Rechtswidrigkeit des Beschlus- 
ses feststellen zu lassen (bitte begründen)? 


Antwort des Staatssekretärs Matthias Maehnig 
vom 27. Juni 2016 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass der Ratsbeschluss zur 
Genehmigung der Unterzeichnung des CETA und ggf vorläufigen An- 
wendung einstimmig erfolgen muss. Die Bundesregierung vertritt die 
Auffassung, dass CETA ein gemischtes Abkommen ist. Für die Geneh- 
migung der Unterzeichnung des CETA sind deshalb ein Ratsbeschluss 
und die Unterzeichnung durch alle Mitgliedstaaten erforderlich. Die 
Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass auch der Beschluss des 
Rates einstimmig zu treffen ist. Denn der spätere Abschluss des CETA 
erfordert zusätzlich auch die Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten. 
Würde bereits der Ratsbeschluss nicht einstimmig gefasst, so bestünde 
bereits im Zeitpunkt der Unterzeichnung keine Aussicht auf einen er- 
folgreichen Abschluss der Ratifizierungsverfahren in allen Mitgliedstaa- 
ten und damit keine Aussicht auf ein Inkrafttreten des CETA. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordnete 
Dr. Franziska 
Brantner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet, um den - besonders aufgrund der sich 
erschwerenden Bedingungen für Syrer, einen An- 
trag auf Familienzusammenfühmng in Ankara oder 
Istanbul zu stellen - anhaltend hohen Druck auf 
die Visa-Erteilungsstelle an der deutschen Bot- 
schaft in Beirut zu mindern, und hat die Bundes- 
regierung gesicherte Erkenntnisse darüber, dass 
die in Beirut über längere Zeit gängige Praxis so- 
genannter Service-Agenturen (die Visa-Termine 
für Flüchtlinge anboten) mittlerweile beendet wor- 
den ist (Süddeutsche Zeitung vom 8. Juni 2016)? 


Antwort des Staatsministers Miehael Roth 
vom 28. Juni 2016 

Die Bundesregierung ist sich der aus der türkischen Visumpflicht folgenden 
Probleme für nachzugsberechtigte Familienangehörige aus Syrien bewusst 
und hat bereits mehrfach ihre türkischen Gesprächspartner gebeten, Ein- 
reisen zur Visumantragstellung an deutschen Auslandsvertretungen zu 
ermöglichen — zuletzt beim Besuch des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
Ende Mai 20 1 6 in der Türkei. Die Botschaft Ankara spricht das Thema 
regelmäßig gegenüber dem türkischen Außenministerium und der türki- 
schen Migrationsbehörde an. 

Zur Bewältigung des gestiegenen Antragvolumens auf Familienzusam- 
menführung zu syrischen Schutzberechtigten ist die Botschaft Beirut 
personell erheblich verstärkt worden. Die Mitarbeiterkapazitäten wur- 
den in den letzten Jahren verdreifacht. Im Mai 2016 konnte die Zahl der 
vergebenen Termine für Angehörige von Schutzberechtigen erneut sig- 
nifikant erhöht werden. Die Visastelle wird in den nächsten Wochen 
nach Einrichtung zusätzlicher Annahmeschalter weiter personell aufge- 
stockt werden. Anschließend werden die Terminkapazitäten ein weiteres 
Mal erhöht werden können. 

Nach Abschluss umfangreicher Baumaßnahmen können syrische Nach- 
zugsberechtigte seit Mai 20 1 6 nun auch am Generalkonsulat Erbil Visum- 
anträge zum Familiennachzug einreichen. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist damit der einzige europäische Staat, der in der Region Nordirak 
eine vollwertige Visastelle betreibt. Parallel dazu wurden weitere Kapa- 
zitäten für die Annahme von Visaanträgen von Angehörigen von Schutz- 
berechtigten am Generalkonsulat Erbil geschaffen, indem die Annahme 
von Anträgen auf Schengenvisa an einen externen Dienstleister ausgela- 
gert wurde. 

Die Bundesregierung hat mit der Internationalen Organisation für Mi- 
gration (lOM) drei Familienunterstützungsbüros in Istanbul, Gaziantep 
und Beirut eröffnet, um Antragstellende während der Wartezeiten zu be- 
treuen und bei der Vorbereitung des Visumantrags zu unterstützen. Hierzu 
werden bis zu 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingestellt. 
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Es ist zulässig, Dritte - auch gegen Bezahlung dieser Dienstleistung — 
mit der Buchung von Visaterminen zu beauftragen und ihnen die dazu 
erforderlichen persönlichen Daten zu überlassen. Diesen Umstand nut- 
zen allerdings auch unseriöse Visabüros aus. Vor der Beauftragung sol- 
cher Büros wird auf den Websites der Auslandsvertretungen ausdrück- 
lich gewarnt. Da es aber nicht verboten ist, Drifte mit der Einholung ei- 
nes Termins zu beauftragen, kann die Bundesregierung diese Praxis 
nicht unterbinden. Das Auswärtige Amt stellt allerdings durch techni- 
sche und organisatorische Vorkehrungen sicher, dass einmal gebuchte 
Termine nicht auf andere Personen übertragen werden können. Ein Han- 
del mit Terminen kann demnach nicht staftfinden. Die Bundesregierung 
fordert alle Antragsteller auf, sich nicht an Terminagenturen, sondern an 
die kostenlosen lOM-Familienunterstützungsbüros zu wenden. 


4. Abgeordnete 
Heike Hänsel 
(DIE LINKE.) 


Welche Maßnahmen sind aus Mitteln des Deutsch- 
Griechischen Zukunftsfonds seit Beginn des Jah- 
res 20 1 6 bis dato gefördert worden, und welche 
noch nicht durchgeführten Maßnahmen wurden 
in diesem Zeitraum bewilligt? 


Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer 

vom 28. Juni 2016 

Folgende Maßnahmen sind aus Mitteln des Deutsch-Griechischen Zu- 
kunftsfonds im Jahr 20 1 6 bis dato gefördert worden: 

- Deutscher Akademischer Austauschdienst: Sonderprogramm zu For- 
schungen über die deutsch-griechischen Beziehungen; gefördert wer- 
den Forschungssymposien, Forschungsstipendien und Forschungsdo- 
zenturen 

- Zentrum für digitale Systeme der Freien Universität Berlin und der 
Universität Athen: Memorial Cultures of German-Greek History (Er- 
innerungskulturen deutsch- griechischer Geschichte) 

- Gemeinde Kommeno: Restaurierung des Hauses der Familie Skara 
und Umwandlung zu einer Gedenkstätte 

- Gemeinde Lechovo: Sprachkurse mit dem Goethe-Institut 

- Gemeinde Lechovo: Restaurierung von historischen Büchern 

- Byzantinisches Museum Thessaloniki: Fotoausstellung „Am Rande 
des Krieges: Thessaloniki in der Besatzungszeit“ 

- App des Goethe-Instituts Athen „Deutsche Spuren in Griechenland“: 
digitaler Reiseführer zur gemeinsamen deufsch-griechischen Ge- 
schichfe 

- Goefhe-lnsfifuf Thessaloniki: Aussfellung „Gespalfene Erinnerungen 
an den Zweifen Welfkrieg“ im Museum für zeifgenössische Kunsf 

- Hochschule Biberach: „Kalavryfa-Projekf — Archifekfur als Mittler 
zwischen Zeiten und Menschen“ 
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- Monatliche Beilagen zur Regionalzeitung „Foni ton Kalavryton“ 

- Übersetzung des Buches des Flolocaustüberlebenden Fleinz Kounio 
„Ein Liter Suppe und 60 Gramm Brot“ ins Deutsche 

- Lechovo: viertägige Konferenz „Orte des Grauens“ von und für Mär- 
tyrerdörfer (Koinotia, Pyrgoi, Kommeno, Lechovo) sowie von Insti- 
tutionen aus drei weiteren Märtyrerdörfem (Messovouno, Ligiades, 
Servia) 

- Übersetzung der Biographie des Holocaustüberlebenden Estrongo 
Nachama ins Deutsche 


Folgende noch nicht durchgeführte Maßnahmen wurden im gleichen 

Zeitraum bewilligt: 

- Filmprojekt „Der Balkon“ (über das Wehrmachtsmassaker in Lyngi- 
ades am 3. Oktober 1943) des freiberuflichen Filmemachers 
Chrysanthos Konstantinidis, basierend auf der Publikation „Feuer- 
rauch — Erinnerungen an die Besatzungszeit“ von Christoph 
Schminck-Gustavus 

- Lechovo: Aufbau eines pädagogischen und kulturhistorischen Erinne- 
rungs- und Friedenspfads inkl. Realisierung einer Führung und Infra- 
struktur, durch die die Besucher entlang des Pfades mittels Multime- 
dia- Apps informiert werden 

- Bekanntmachung/Werbung für die Homepage mit Lehrmaterialien 
zum Holocaust und zu Märtyrerdörfem 


5. Abgeordnete 
Ulla Jelpke 
(DIE LINKE.) 


Welche Umstände genau sind es, die die Bundes- 
regierang das Strafverfahren gegen den ukraini- 
schen Pazifisten Ruslan Kozaba, der nach über ei- 
nem Jahr Untersuchungshaft im Mai 2016 vom 
Stadtgericht Iwano-Frankiwsk wegen angebli- 
cher „Behinderung der Tätigkeit der Streitkräfte“ 
zu drei Jahren und sechs Monaten Haft verurteilt 
worden ist, „vor dem Hintergrund der Meinungs- 
freiheit kritisch“ sehen lassen (vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 
1 8/8595, zu Frage 37; bitte ausführlich darstellen), 
und welche Positionen vertreten nach Kenntnis 
der Bundesregierung die verschiedenen Men- 
schenrechtsorganisationen in der Ukraine zu die- 
sem Verfahren (bitte nach Möglichkeit einzeln dar- 
stellen)? 
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Antwort des Staatsministers Miehael Roth 
vom 27. Juni 2016 

Ruslan Kozaba ist am 12. Mai 2016 wegen „Behinderung der Armee“ 
(Artikel 114-1 des ukrainischen Strafgesetzbuches) verurteilt worden. Hin- 
tergrund sind seine öffentlichen Äußerungen (insbesondere über Y ouTube 
bzw. russische TV-Sender) mit Kritik an der Rolle der ukrainischen Ar- 
mee sowie Aufrufen zur Wehrdienstverweigerung. 

Die ukrainische Verfassung (Artikel 34) garantiert grundsätzlich das 
Recht auf „Meinungs- und Redefreiheit, auf freie Äußerung seiner An- 
sichten und Überzeugungen“. 

Die Verwirklichung dieser Rechte kann laut Verfassung durch Gesetz 
eingeschränkt werden, unter anderem im Interesse der nationalen Sicher- 
heit. 

Damit besteht ein Spannungsverhältnis zwischen der Gewährung der 
Presse- und Meinungsfreiheit und ihrer Einschränkung aus übergeord- 
neten Gründen. Ganz allgemein begünstigt der Konflikt in der Ostukra- 
ine ein gesellschaftliches Klima in der gesamten Ukraine, durch das es 
zu Einschränkungen der Meinungs- und Pressefreiheit kommen kann. 
Inwieweit im konkreten Fall des Prozesses gegen Ruslan Kozaba die 
Einschränkung seiner Meinungsfreiheit und seine Verurteilung aufgrund 
von öffentlichen Äußerungen gerechtfertigt sind, entscheiden die ukra- 
inischen Gerichte. 

Die Meinungs- und Pressefreiheit ist ein hohes Rechtsgut, das die Bun- 
desregierung in der Ukraine und weltweit anmahnt. Sie erwartet von der 
Ukraine die Gewährleistung der Meinungs- und Pressefreiheit so oft wie 
möglich, wie es in ihrer Verfassung verankert ist. Ein positives Zeichen 
ist, dass der ukrainischen Regierung zuletzt eine Verbesserung der Pres- 
sefreiheit gelungen ist, unter anderem durch eine Reform des Medien- 
systems (siehe zum Beispiel Aufstieg im World Press Freedom Index 
von Reporter ohne Grenzen 2016 um 22 Plätze). 

Den Prozess gegen Ruslan Kozaba haben mehrere ukrainische Men- 
schenrechtsorganisationen auch mündlich gegenüber der deutschen Bot- 
schaft in Kiew im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Pressefreiheit 
kritisiert. Nach Kenntnis der Bundesregierung haben sich vor allem die 
Menschenrechtsorganisation Kharkiv Human Rights Protection Group 
und Center for Civil Liberties auch öffentlich kritisch zum Prozess gegen 
Ruslan Kozaba geäußert. 




Drucksache 18/8999 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


6. Abgeordneter 

Dr. Egon Jüttner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in dem Tatbestand, 
dass in der Zeit zwischen Oktober 1 944 und An- 
fang Dezember 1 944 auf dem heutigen Gebiet der 
Vojvodina ca. 8 000 Donauschwaben, vor allem 
Jugendliche und Männer im Alter von 16 bis 
60 Jahren, umgebracht wurden, einen Völker- 
mord? 


Antwort des Staatsministers Miehael Roth 
vom 30. Jnni 2016 

Zu Beginn des Zweiten Weltkriegs lebten im heutigen Serbien etwa 
400 000 Donauschwaben. Als Folge des Krieges kam es in den Jahren 
1944 bis 1948 zu Enteignungen und Entrechtung, Flucht, Vertreibung 
und Internierung mit Zehntausenden von Toten. 

Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit den Vertretern der deut- 
schen Minderheit in Serbien und der Landsmannschaft der Donauschwa- 
ben in Deutschland für die Errichtung eines Denkmals in Backi Jarak, 
Gemeinde Temerin, in der Vojvodina ein. Im dortigen Internierungsla- 
ger kamen mehrere Tausend Donauschwaben zu Tode. Sie wurden dort 
zum Teil in Massengräbern beerdigt. 

Die Bundesregierung nimmt keine historisch-politische Qualifikation 
dieser Vorgänge vor. 


7. Abgeordneter 
Tom Koenigs 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung die von Amnesty Inter- 
national und anderen Menschenrechtsorganisati- 
onen erhobenen Vorwürfe von Folter, außerge- 
richtlichen Hinrichtungen und extrem hohen To- 
desfällen in Milifärhaffeinrichtungen gegenüber 
der nigerianischen Regierung angesprochen, und 
wurden von der nigerianischen Regierung Zusa- 
gen gemacht, diese Situation zu verändern? 


Antwort der Staatsministerm Dr. Maria Böhmer 
vom 29. Juni 2016 

Die Bundesregierung hat die verschiedentlichen Menschenrechtsverlet- 
zungen, die den nigerianischen Streitkräften vorgeworfen werden, gegen- 
über der nigerianischen Regierung angesprochen und die nigerianische 
Regierung dazu angehalten, Menschenrechte zu achten und diese Vorfälle 
aufzuklären. Die nigerianische Regierung erläuterte, dass sie der Beach- 
tung der Menschenrechte eine besondere Bedeutung zumesse. Zur Auf- 
klärung von Vorwürfen unterstrich die Regierung das Mandat der nigeri- 
anischen Menschenrechtskommission und verwies auch darauf, dass im 
nigerianischen Generalstab ein Menschenrechtsbüro eingerichtet wurde. 
Der Dialog mit der nigerianischen Regierung zur Einhaltung der Men- 
schenrechte wird fortgesetzt, auch im Rahmen des regelmäßigen Austau- 
sches zwischen der Europäischen Union und Nigeria. 
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8. Abgeordneter 
Tom Koenigs 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wurden die durch das Militär begangenen 
Menschenrechtsverletzungen im Kampf gegen 
Boko Haram in den bilateralen Gesprächen im 
Rahmen der Arbeitsgruppe Politik Anfang 
Juni 2016 thematisiert, und welche Zusagen hat 
die nigerianische Regierung hierbei gemacht? 


Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer 
vom 29. Juni 2016 

Die Bundesregierung hat in der vierten Sitzung der Arbeitsgruppe 
Politik der deutsch-nigerianischen binationalen Kommission am 
6. Juni 20 1 6 in Abuj a die nigerianische Regierung dazu angehalten, ihre 
internationalen rechtlichen Menschenrechtsverpflichtungen im Kampf 
gegen Boko Haram einzuhalten. Dabei hat die Bundesregierung die be- 
stehenden Vorwürfe angesprochen, denen zufolge es weiterhin zu Men- 
schenrechtsverletzungen durch die nigerianischen Streitkräfte kommt. 
Dazu gehört beispielsweise auch ein Vorfall in der nigerianischen Stadt 
Zaria im Dezember 2015, bei dem nach Berichten von Menschenrechts- 
organisationen 350 Schiiten von der Armee getötet wurden. Die Bundes- 
regierung hat eine umfassende Aufklärung angemahnt. Die nigeriani- 
sche Regierung verwies darauf, dass die Untersuchung der Vorfälle noch 
nicht abgeschlossen sei. 

Weiterhin pflegt die Bundesregierung einen kontinuierlichen Dialog mit 
der nigerianischen Zivilgesellschaft zu Menschenrechtsffagen. So führte 
auch die deutsche Delegation der Arbeitsgruppe Politik der binationalen 
Kommission Gespräche mit Menschenrechtsvertretem. 


9. Abgeordneter 
Omid Nouripour 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Informationen liegen der Bundesregierung 
zu Menschenrechtsverletzungen, wie zum Beispiel 
durch die Campleitung gebilligte sexuelle Miss- 
bräuche, Festnahmen junger Männer durch das 
Militär, in den Camps für Binnenvertriebene im 
Nordosten Nigerias vor? 


Antwort des Staatsministers Miehael Roth 
vom 30. Juni 2016 

Seit Beginn des Konflikts im Nordosten Nigerias ist laut Informationen des 
Büros des Humanitären Koordinators der Vereinten Nationen (UNOCHA) 
und anderer VN-Organisationen die Häufigkeit sexueller und genderba- 
sierter Gewalt gestiegen. Dies schließt auch sexuellen Missbrauch ein. 
Hinzu kommt nach Informationen von UNOCHA, dass die verbreitete 
Armut und die Nahrungsmittelunsicherheit, die in besonderem Maße Fa- 
milien betrifft, die von Frauen alleine geleitet werden, zu risikoreichen 
Überlebensstrategien führt. Dazu gehört auch Prostitution. 

Die Bundesregierung hat keine belastbaren Belege dafür, dass sexuelle 
Gewalt durch die Leitungen der Lager für Binnenvertriebene systema- 
tisch gebilligt würde. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass 
einzelne Verantwortliche ihre Position und die schwierige Situation von 
Frauen ausnutzen. 
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Zusammen mit der Internationalen Organisation für Migration (lOM) 
unterstützt die Bundesregierung im Rahmen der zivilen Krisenpräven- 
tion die Binnenvertriebenen im Nordosten Nigerias durch mobile Ein- 
satzteams, welche psychosoziale Erstbetreuung und medizinische Ver- 
sorgung leisten, bevor die Binnenvertriebenen im Anschluss in den um- 
liegenden Vertriebenenlagem weiter betreut werden. 

Die Bundesregierung verfügt aus eigener Anschauung über keine Er- 
kenntnisse zu Verhaftungen von jungen Männern in Vertriebenenlagem 
in Nigeria. Dass bei Festnahmen von Menschen durch die Sicherheits- 
kräfte nicht immer rechtstaatliche Grundsätze beachtet werden, ist je- 
doch ein grundsätzliches Problem in Nigeria. 

Die Bundesregierung hat die verschiedenen Menschenrechtsverletzun- 
gen, die den nigerianischen Streitkräften vorgeworfen werden, gegen- 
über der nigerianischen Regierang angesprochen und sie dazu angehal- 
ten, Menschenrechte einzuhalten und diese Vorfälle aufzuklären. Der 
Dialog mit der nigerianischen Regierung zur Einhaltung der Menschen- 
rechte wird fortgesetzt, auch im Rahmen des regelmäßigen Austausches 
zwischen der Europäischen Union und Nigeria. Die Bundesregierung 
pflegt zudem einen kontinuierlichen Dialog mit der nigerianischen Zivil- 
gesellschaft zu Menschenrechtsfragen. 


10. Abgeordneter 
Omid Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche materielle Unterstützung liefert die Bun- 
desregierung im Rahmen der Ertüchtigungsinitia- 
tive und anderer Programme an Jordanien zum 
Zwecke der Grenzsicherung und Mobilität für 
Flüchtlinge (bitte einzeln aufschlüsseln)? 


Antwort des Staatsministers Miehael Roth 
vom 30. Juni 2016 

Die Bundesregierung verfolgt mit der Ertüchtigungsinitiative das Ziel, 
Partner zu stärken. Sie sollen befähigt werden, über den gesamten Kri- 
senzyklus hinweg eigene Krisenprävention, Krisenbewältigung, Krisen- 
nachsorge und Friedenskonsolidierung zu betreiben. Die Initiative ist ein 
Element des multidimensionalen Ansatzes, mit dem die Bundesregie- 
rung auf die Krisen in der südlichen Nachbarschaft Europas reagiert. Jor- 
danien ist ein Schwerpunktland neben Tunesien, Mali, Irak und Nigeria. 
Die Bundesregierung hafte mehrfach Gelegenheit, den Verteidigungs- 
und den Auswärtigen Ausschuss des Deutschen Bundestages zum Stand 
der Projektplanungen zu informieren. 

Aktuell liefert die Bundesregierung noch keine materielle Unterstützung 
im Rahmen der Ertüchtigungsinitiative zum Zwecke der Grenzsicherung 
und Mobilität für Flüchtlinge nach Jordanien. 

Es ist jedoch beabsichtigt, die Fähigkeit der jordanischen Streitkräfte zur 
Grenzsicherung gegen den IS durch Beiträge an den Grenzen zu Syrien 
und Irak zur Verteidigung gegen bodengebundene Bedrohung sowie zur 
aktiven und passiven Fernmeldeaufklärung zu unterstützen (unter ande- 
rem mit dem Schützenpanzer Marder). Ferner ist vorgesehen, die jorda- 
nischen Streitkräfte bei der Organisation der Flüchtlingsaufhahme, ein- 
schließlich der Erstversorgung, Registrierung und des Transports in 
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Flüchtlingslager mit geländegängigen LKWs und Kleinbussen, zu unter- 
stützen. Bezüglich des Exports von Rüstungsgütem gelten dabei die all- 
gemeinen Verfahren. 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Frithjof 
Schmidt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Informationen liegen der Bundesregierung 
zum Programm der nigerianischen Regierung 
„Operation Safe Corridor“, welches die Europäi- 
sche Union unterstützt, vor, und in welcher Form 
beteiligt sich die Bundesregierung finanziell an 
der Unterstützung dieses Programms? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 30. Juni 2016 

Im April 2016 hat das nigerianische Verteidigungsministerium die 
„Operation Safe Corridor“ aufgelegt. Ziel der Operation ist nach Aus- 
kunft der nigerianischen Regierung, in dafür vorgesehenen Lagern ehe- 
malige Boko-Haram-Mitglieder zu rehabilitieren, zu deradikalisieren 
und in die Gesellschaft einzugliedem. Dies soll nach Angaben der nige- 
rianischen Streitkräfte unter anderem durch berufsbildende Maßnahmen 
erfolgen. Die nigerianische Regierung versteht dies zudem als Angebot 
an Boko-Haram-Kämpfer, sich zu ergeben. Für das Verfahren gibt es 
bisher nach Kenntnis der Bundesregierung keinen gesetzlichen Rahmen. 

Die Bundesregierung verfügt derzeit über keine gesicherten Erkennt- 
nisse, in welcher Weise die „Operation Safe Corridor“ von den nigeria- 
nischen Streitkräften umgesetzt wird. 

Die nigerianische Regierung hat in einer von ihr durchgeführten Be- 
darfsanalyse zum Wiederaufbau im Norden und Nordosten unter ande- 
rem technische Unterstützung für die Umsefzung einer „Safe Corridor“- 
Polifik und die dazu erforderlichen Rahmenbedingungen sowie für Pro- 
gramme zur Reinfegrafion ehemaliger Mifglieder der Boko Haram iden- 
fifizierf. Diese im Jahr 2015 erschienene Bedarfssfudie wurde von der 
Europäischen Union, der Weltbank und den Vereinten Nationen finan- 
ziert. 

Die Europäische Union (EU) hat in Nigeria ein Vorhaben durchgeführt, 
das der Deradikalisierung diente. Dazu gehören auch Deradikalisie- 
rungsmaßnahmen in Gemeinden, Gefängnissen sowie Bewussfseinsbil- 
dung bei der Einhalfung von Menschenrechfen in Militäreinsäfzen. Die- 
ses Programm war zunächsf auf 1 8 Monafe Laufzeit angelegt und wurde 
nach einer Verlängerung um sechs Monate im Mai 2016 planmäßig be- 
endet. Ein direkter Bezug zu der „Operation Safe Corridor“ der nigeria- 
nischen Streitkräfte bestand nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
nicht. Derzeit prüft die EU, ob und in welcher Weise vor allem die Teil- 
programme Bekämpfung der Radikalisierung und Deradikalisierung neu 
aufgelegt werden können. 

Das Europäische Parlament hat am 14. April 2016 in einer Entschlie- 
ßung zu Nigeria (2016/2649(RSP)) das Programm „Safe Corridor“ der 
nigerianischen Armee begrüßt. 
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Über ihren finanziellen Beitrag zu der EU-Maßnahme hinaus beteiligt 
sich die Bundesregierung nicht an der Unterstützung des Programms 
„Safe Corridor“. 


12. Abgeordnete 
Kordula 
Schulz-Asche 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


ln welcher Form plant die Bundesregiemng, Nigeria 
beim Kampf gegen Boko Haram, wie vom Bun- 
despräsidenten Joachim Gauck während seines 
Besuchs im Februar 2016 angekündigt, zu unter- 
stützen (www.thecitizen.co .tz/News/Germany-to- 
help-Nigeria-in-fighting-Boko-Haram-group/- 
/1 840340/3075 120/-/15bjt43/-/index.html)? 


13. Abgeordnete 
Kordula 
Schulz-Asche 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


ln welcher Weise soll - wie von Dr. Ralf Brauksiepe, 
dem Parlamentarischen Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung, während sei- 
nes Besuchs im März 2016 angekündigt (www. 
stuntfm.com/20 1 6/03/2 1/boko-haram-germany- 
offers-to-train-security-agencies-in-nigeria/; www. 
premiumtimesng.com/news/more-news/200573- 
germany-support-nigeria-war-terror.html) — die Zu- 
sammenarbeit mit Nigeria im Sicherheits- und Po- 
lizeisektor zur Unterstützung des Kampfes gegen 
Boko Haram ausgebaut werden? 


Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer 
vom 29. Juni 2016 

Die Fragen 12 bis 13 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Staats- und Regierungschefs der G7 haben im Juni 20 1 5 beim Gipfel 
im Elmau Nigeria, Tunesien und Irak ihre Unterstützung im Kampf ge- 
gen den Terrorismus zugesagt. Die nigerianischen Bemühungen im 
Kampf gegen Boko Haram und zur Stabilisierung der Lage im Nordos- 
ten Nigerias, aus dem Menschen wegen des Terrors der Boko Haram 
vertrieben wurden, werden von der Bundesregierung wie folgt unter- 
stützt: 

Die Bundesregierung bereitet derzeit ein Neuvorhaben zur Unterstüt- 
zung von Binnenvertriebenen und deren Aufhahmegemeinden im Nord- 
osten Nigerias vor. Zudem leistet die Bundesregierung umfassende hu- 
manitäre Hilfe und Nahrungsmittelnothilfe, besonders in der vom Boko- 
Haram-Terror schwerstbetroffenen Tschadseeregion. Darüber hinaus 
werden mit verschiedenen Maßnahmen die nigerianischen Streitkräfte 
ertüchtigt, effektiver gegen Boko Haram Vorgehen zu können. Dies 
schließt bei den Ausbildungselementen auch eine Menschenrechtskom- 
ponente ein. 

Die Ertüchtigung der nigerianischen Streitkräfte erfolgt im Rahmen der 
langjährigen militärischen Zusammenarbeit, die 2017 ausgeweitet wird. 
Schwerpunkte sind dabei der Aufbau von Peacekeeping-Fähigkeiten der 
nigerianischen Streitkräfte durch ein mobiles Sanitätszentrum und die 
Unterstützung im Bereich Logistik (Fahrzeuginstandhaltung, Mechatro- 
nikerwerkstaft). Eine Beratergruppe der Bundeswehr (vier Soldaten) ist 
im Rahmen des Ausbildungs- und Ausstattungshilfsprogramms in der 
nigerianischen Hauptstadt präsent. Weiterhin unterstützt die Bundesre- 
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gierung im Rahmen der Ertüchtigungsinitiative speziell den Kampf ge- 
gen Boko Haram. Dazu gehören Vorhaben zur Sicherheitssektorreform, 
zur Kontrolle illegaler Kleinwaffenströme, die Stärkung von Detektions- 
/Diagnostikfahigkeit im Bereich Biosicherheit sowie Systeme zur Ra- 
daraufklärung. Weitere Vorhaben werden geprüft. 

Polizeizusammenarbeit erfolgt im Rahmen eines ab 2017 erweiterten 
Ausbildungsprogramms. Geplant sind unter anderem Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Rauschgifthandels, des Menschenhandels und des in- 
ternationalen Terrorismus sowie zur Korruptionsbekämpftmg. Zusätz- 
lich nimmt Nigeria an einem von der Bundesregierung geförderten regi- 
onalen Polizeiberatungsprojekt mit den Schwerpunkten Menschenrechte, 
Grenzkontrollmanagement und Forensik teil. Alle Ausbildungsmaßnah- 
men zielen auch auf die Vermittlung rechtsstaatlicher Grundsätze. 

Die Bundesregierung unterstützt zudem die Wirtschaftsgemeinschaft 
der westafrikanischen Staaten (ECOWAS) bei ihren Bemühungen zur 
Verbesserung der maritimen Sicherheitsstrukturen am Golf von Guinea. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


14. Abgeordneter Aus welcher konkreten Stelle der Gesetzgebungs- 

Volker Beck (Köln) materialien entnimmt das Bundesministerium des 
(BÜNDNIS 90/ Innern den Hinweis, dass nach der Entstehungs- 
DIE GRÜNEN) geschichte die Erteilung einer Aufenthaltserlaub- 
nis bei nachhaltiger Integration— entgegen des 
Wortlautes von § 25b Absatz 1 Satz 1 des Aufent- 
haltsgesetzes (AufenthG) — nicht in Betracht 
komme, wenn der Antragsteller die Mindestauf- 
enthaltszeit von acht bzw. sechs Jahren überwie- 
gend als Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis ver- 
bracht habe (Allg. Anwendungshinweise des BMI 
zur Einfügung des § 25b AufenthG durch das 
Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und 
der Aufenthaltsbeendigung vom 27. Juli 2015 
(BGBl. 1 S. 1386), S. 4), und was veranlasst das 
BMI daran zu zweifeln, dass Antragsteller, die die 
Regelvoraussetzung des § 25b Absatz 1 Satz 2 
Nummer Ib AufenthG durch einen überwiegend 
rechtmäßigen Voraufenthalt erfüllen, ebenso 
nachhaltig integriert im Sinne des § 25b Absatz 1 
Satz 1 AufenthG sein können wie Antragsteller, 
die diese Voraussetzung durch einen überwie- 
gend nicht rechtmäßigen Aufenthalt erfüllen? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 30. Juni 2016 

Das Bundesministerium des Innern hat im Rahmen seiner Ressortver- 
antwortung rechtlich unverbindliche Anwendungshinweise zu § 25b des 
Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) herausgegeben. Hinsichtlich der Frage 
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des aufenthaltsrechtlichen Status während der Mindestaufenthaltszeit 
von acht bzw. sechs Jahren folgt das Bundesministerium des Innern der 
in den einleitenden Ausführungen des Gesetzentwurfs unter „Problem 
und Ziel“ enthaltenen Formulierung, vor allem die Rechtsstellung der 
Ausländer zu stärken, die auch ohne rechtmäßigen Aufenthalt anerken- 
nenswerte Integrationsleistungen erbracht haben oder die schutzbedürf- 
tig sind (siehe u. a. Bundestagsdrucksache 18/4097 vom 25. Februar 
2015, S. 1). 

Es sollen von der Regelung des § 25b AufenthG somit vor allem auch 
jene Ausländer profitieren können, die langfristig geduldet waren und 
denen nunmehr eine Aufenthaltsperspektive in Deutschland eröffnet 
werden soll. Die Anwendung auf Geduldete, die sich über einen längeren 
Zeitraum rechtmäßig in Deutschland aufgehalten haben, ist aber gleich- 
wohl möglich. 


15. Abgeordnete Wie sind die aktuellen Angaben zum Integrati- 

Sevim Dagdelen onskursbesuch für das laufende Jahr 2016 (bitte 
(DIE LINKE.) Angaben machen zu Zulassungen, neuen T eilneh- 

menden, zum Abfluss von Haushaltsmitteln usw. 
zum letzten verfügbaren Stand und Vergleichs- 
werte des Voijahres nennen), und auf welchen ge- 
nauen Werten beruht die Annahme der Bundesre- 
gierung, dass die für Integrationskurse bereitge- 
stellten Gelder in Höhe von 559 Mio. Euro für das 
Jahr 2016 unabhängig davon ausreichen werden, 
ob es 300 000 - wie ursprünglich geplanf - oder 
550 000 - wie akfuell prognostiziert — neue Teil- 
nehmende geben wird (vgl. Sachinformation des 
Bundesministeriums des Innern vom 1 3 . Juni 2016 
an den Abgeordneten Roland Claus; bitte nach- 
vollziehbar darlegen)? 

Antwort Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 30. Juni 2016 

Berechtigungen und neue Kursteilnehmer: 

Eine konsolidierte Fassung der Integrationskursgeschäftsstatistik für das 
erste Quartal 20 1 6 wird aller Voraussicht nach erst gegen Ende Juli 20 1 6 
vorliegen. Derzeit kann deshalb hinsichtlich der Anzahl der erteilten Be- 
rechtigungen (Zulassungen durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge [BAMF] und Verpflichtungen durch die Ausländerbehörden 
und Träger der Grundsicherung) noch kein belastbarer Vergleich mit 
dem Vorjahreszeitraum durchgeführt werden. 

Haushaltsmittel: 

Bis einschließlich 24. Juni 2016 wurden für Infegrafionskurse rd. 171 Mio. 
Euro ausgegeben. Zum selben Zeitpunkf des Vorjahres betrugen die 
Ausgaben rd. 131 Mio. Euro. 
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Nach Einschätzung des BAMF vom Februar 2016 wird im Gegensatz 
zur ursprünglichen Planung im Rahmen der Haushaltsaufstellung für das 
Jahr 2016 mit bis zu 550 000 Kurseintritten gerechnet. Unter der An- 
nahme, dass die Kurseintritte sich über das ganze Jahr 20 1 6 verteilen, ist 
davon auszugehen, dass ein nicht unerheblicher Teil der für das 
Jahr 2016 erwarteten Kurseintritte im Haushaltsjahr 2016 nicht mehr 
bzw. nur noch bedingt kassenwirksam zu Buche schlagen wird. Auf- 
grund der laufenden Rechnungsstellungen und der daraus resultierenden 
Auszahlungen ist davon auszugehen, dass mit den für das Haushaltsjahr 
2016 veranschlagten rd. 559 Mio. Euro die Finanzierung der Integrati- 
onskurse im Jahr 20 1 6 im vollen Umfang gewährleistet werden kann. 


16. Abgeordnete 

Annette Groth 

(DIE LINKE.) 


Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung 
über Push Backs aus Mazedonien nach Griechen- 
land vor, und wie häufig finden nach Kenntnis der 
Bundesregierung solche gewaltsamen Aktionen 
an der dortigen Grenze statt (bitte detailliert auf- 
listen)? 


Antwort Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 27. Juni 2016 

Der Bundesregierung liegen über Medienberichte hinaus keine eigenen 
Erkenntnisse über gewaltsame Zurückweisungen an der mazedonisch- 
griechischen Grenze vor. 


17. Abgeordnete 

Annette Groth 

(DIE LINKE.) 


Wie viele deutsche Militärs/Polizisten befinden 
sich in Mazedonien im Einsatz, und kann die 
Bundesregierung ausschließen, dass deutsche Be- 
amte an Push Backs von Mazedonien nach Grie- 
chenland beteiligt waren und/oder sind? 


Antwort Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 27. Juni 2016 

Derzeit ist ein Beamter der Bundespolizei ausschließlich zum Schutz der 
deutschen Auslandsvertretung in Skopje eingesetzt. Daneben verfügt der 
Grenzpolizeiliche Verbindungsbeamte der Bundespolizei in Albanien 
über eine Nebenakkreditierung für die ehemalige jugoslawische Repub- 
lik Mazedonien. 

An der mazedonisch-griechischen Grenze sind weder deufsche Polizis- 
fen noch deufsche Soldafen im Einsafz. 
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18. Abgeordneter 

Michael Hartmann 
(Wackernheim) 

(SPD) 


Wie ist der aktuelle Auffullungsgrad der Bundes- 
polizeidienststellen in Rheinland-Pfalz, und hält 
die Bundesregierung diesen Grad zur Ausführung 
der Aufgaben der Bundespolizei für ausreichend? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 30. Juni 2016 

Der Auffüllungsgrad der in Rheinland-Pfalz befindlichen Diensfsfellen 
der Bundespolizei beträgf mit Stand 1 . Juni 20 1 6 90,45 Prozent. Zwar 
unterschreitet der Auffüllungsgrad 1 00 Prozent, gleichwohl werden die 
Aufgaben im Rahmen der integrativen Aufgabenwahmehmung nach 
Schwerpunktsetzung läge- und anlasskonform erfüllt. 


19. Abgeordnete 

Irene Mihalic 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist bei Sicherheitsbehörden des Bundes 
(insbesondere beim Bundesamt für Verfassungs- 
schufz und beim Bundeskriminalamf) die Zahl 
der Neueinsfellungen seif dem 1 1 . Sepfem- 
ber 2001, die aufgrund besonderer Fachkenntnisse 
in dem Bereich „islamistische Gewalt/lslamis- 
mus“ erfolgt sind? 


Antwort Staatssekretärs Hans-Georg Engelke 
vom 28. Juni 2016 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV): 

Im Februar 2003 wurde die Abteilung V umstrukturiert und die Abtei- 
lung 6 gegründet. Diese ist seit ihrer Gründung ausschließlich für die 
Beobachfung des Phänomenbereichs „islamistische Gewalf/Islamismus“ 
zusfändig. Seif ihrer Gründung wurde die Abteilung personell durch 
329 Neueinstellungen (davon 1 07 Laufbahnabsolventen mit verfassungs- 
schutzspezifischer Ausbildung/Fachhochschulstudium) gestärkt. 

Bundeskriminalamt (BKA): 

Dem BKA sind seit 2001 über 800 Planstellen und Stellen im Zusam- 
menhang mit Innerer Sicherheit, neuen Gefahrenabwehrbefugnissen, 
Terrorismusbekämpfung und dem Antiterrorpaket zugegangen. Die 
Planstellen und Stellen wurden und werden je nach konkretem Aufga- 
bengebiet mit entsprechenden Fachkräften besetzt, die aus dem vorhan- 
denen Personal, ausgestattet mit erforderlichen besonderen Fachkennt- 
nissen, rekrutiert wurden. Darüber hinaus wurden beim BKA seit dem 
11. September 2001 insgesamt 22 Neueinstellungen mit erforderlichen 
besonderen Fachkenntnissen für die Funktionen Islamwissenschaftler, 
Wissenschaftliche Mitarbeiter, Sprachmittler, Übersetzer, Dolmetscher 
sowie Intemetsachbearbeiter durchgeführt. Für das drifte Quartal 2016 
liegen vier und für das ersf e Quarfal 2017 zwei Einsfellungszusagen vor. 

Bundeskanzleramf (BKAmf)/Bundesnachrichfendiensf: (BND): 

Seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 stellt der Bundes- 
nachrichtendienst gezielt mehr Personal ein, das damit in Zusammen- 
hang stehende Themen, auch Islamismus, qualifiziert bearbeitet. Neben 
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Historikern (m/w), Politologen (m/w) wurden z. B. auch verstärkt Islam- 
wissenschaftler (m/w) gewonnen. Aufgrund der Kürze der zur Verfü- 
gung stehenden Bearbeitungszeit in Verbindung mit dem langen Zeit- 
raum, welchen die Frage umfasst, ist systembedingt die Zahl der Neu- 
einstellungen, die aufgrund besonderer Fachkenntnisse in dem Bereich 
„islamische Gewalt/lslamismus“ seit dem 11. September 2001 erfolgt 
sind, nicht ermittelbar. 


20. Abgeordnete 

Martina Renner 


(DIE LINKE.) 


Aufgrund welcher Tatvorwürfe ist C. R. alias 
„Fatalist“ in Deutschland zur Fahndung bzw. zur 
Beobachtung ausgeschrieben (bitte unter Nen- 
nung des Datums)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 28. Juni 2016 

Zu Ländersachverhalten nimmt die Bundesregierung aufgrund der vom 
Grundgesetz vorgegebenen Kompetenzordnung grundsätzlich keine Stel- 
lung. 


2 1 . Abgeordnete 

Martina Renner 


(DIE LINKE.) 


Ist der Beschuldigte im entsprechenden Zeitraum 
in Deutschland und/oder an einer deutschen Grenze 
behördlich festgestellt worden (bitte unter Nen- 
nung der jeweiligen Behörde/Behörden)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 28. Juni 2016 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über behördliche Fest- 
stellungen zum Aufenthalt des C. R. im Schengenraum vor. Darüber hin- 
aus wird auf die Antwort zu Frage 20 verwiesen. 


22. Abgeordnete 

Martina Renner 


(DIE LINKE.) 


Wie lautet nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Wortlaut der derzeit gültigen Zusammenar- 
beitsrichtlinie für Staatsanwaltschaften und Ver- 
fassungsschutzämter (sollte der Wortlaut aus dar- 
zulegenden rechtlichen Gründen nicht wiederge- 
geben werden können, bitte die wesentlichen Best- 
immungen zum strafermiftelnden Umgang mit V- 
Leuten der Nachrichtendienste des Bundes und 
deren Mitarbeitern zusammenfassend darstellen)? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 30. Juni 2016 

Die derzeit gültige Zusammenarbeitsrichtlinie zwischen Staatsanwalt- 
schaften, Verfassungsschutzbehörden und weiteren Behörden in der Fas- 
sungvom23. Juli 1973 ist mit dem Verschlusssachengrad „VS -Nur für 
den Dienstgebrauch“ eingestuft und kann daher nicht offengelegt wer- 
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den. Eine mit der Herausgabe verbundene Herabstufung würde die Ar- 
beitsweisen der Verfassungsschutzbehörden offenlegen und kann die Si- 
cherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährden.* 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 


23. Abgeordnete 

Susanna 

Karawanskij 

(DIE LINKE.) 


Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der 
aktuelle Sachstand bezüglich des Evaluierungsvor- 
habens zum Gesetz gegen unseriöse Geschäftsprak- 
tiken (Zeitplan, Fragestellungen, Vorbereitung 
einer Rechtsverordnung etc.), und inwieweit ge- 
denkt die Bundesregierung per Rechtsverordnung 
die Inkassokosten/Schuldnergebühren für Be- 
arbeitungskosten und die ersten Mahnungen auf 
zum Beispiel 20 Prozent der Hauptforderung zu 
begrenzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 29. Juni 2016 

Das Gesetz gegen unseriöse Geschäftspraktiken vom 1. Oktober 2013 
(BGBl. 1 S. 3714) enthält ein Maßnahmenpaket zur Bekämpfung unse- 
riösen Geschäftsgebarens in den Bereichen 

• Telefonwerbung, 

• Abmahnungen im Urheberrecht, 

• Abmahnungen im Wettbewerbsrecht (nach dem UWG), 

• Inkassowesen. 

Die die Telefonwerbung sowie das Abmahnwesen betreffenden Rege- 
lungen sowie Teile der Regelungen zum Inkassowesen sind am 9. Okto- 
ber 2013, die Regelungen zu Darlegungs- und Informationspfhchten im 
Inkassowesen am 1. November 2014 in Kraft getreten. 

Die vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher schütz bei 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) in Auftrag 
gegebene öffentliche Ausschreibung zur Evaluierung der Regelungen 
zum Abmahnwesen und zur Telefonwerbung ist am 18. März 2016 er- 
folgt. Am 1 1 . Mai 2016 hat die BLE mitgeteilt, dass zu dieser Ausschrei- 
bung kein Angebot eingereicht worden ist. 


* Das Bundesministerium des Innern hat die Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber vom 30. Juni 2016 als „VS - Nur für den 
Dienstgebrauch“ eingestuft. Von der Veröffentlichung auf einer Bundestagsdrucksache wird abgesehen. Die Antwort ist im Parla- 
mentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden. 
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Da wesentliche Teile der verbraucherpolitisch relevanten Regelungen 
zum Inkasso erst zum 1. November 2014 in Kraft getreten sind, soll in- 
soweit eine separate Evaluierung sämtlicher Regelungen zum Inkas- 
sobereich in dem Jahr 2017 erfolgen. 

Gegenstand der Evaluierung der inkassorechtlichen Vorschriften des 
Gesetzes gegen unseriöse Geschäftspraktiken sollen die mit dem Gesetz 
eingeftihrten Verbesserungen für Verbraucher sein. 

Von der in § 4 Absatz 5 Satz 2 des Einftihrungsgesetzes zum Rechts- 
dienstleistungsgesetz (RDGEG) vorgesehenen Verordnungsermächti- 
gung zur Festlegung von Flöchstsätzen hat das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz aufgrund verfassungsrechtlicher Be- 
denken im Flinblick auf das Gleichheitsgebot des Artikels 3 des Grund- 
gesetzes (GG) keinen Gebrauch gemacht. 

ln dem Referentenentwurf zur Umsetzung der Berufsanerkennungsricht- 
linie und zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsbe- 
ratenden Berufe wird daher vorgeschlagen, die Verordnungsermächti- 
gung in § 4 Absatz 5 Satz 2 RDGEG aufzuheben. 

Im Hinblick auf die Frage, ob weitere Maßnahmen zur Festsetzung von 
Höchstsätzen im Inkassowesen angezeigt erscheinen, bleibt das Ergeb- 
nis der Evaluierung abzuwarten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 


24. Abgeordneter 

Matthias W. 
Birkwald 

(DIE LINKE.) 


Auf welcher Rechtsgrundlage und aus welchen 
Gründen hat die Bundesanstalt für Finanzdienst- 
leistungsaufsicht (BaFin) nach Kenntnis der Bun- 
desregierung bei der BVV Versicherungsverein 
des Bankgewerbes a. G. sowie der neue leben 
pensionskasse AG ihre Zustimmung zur Reduzie- 
rung der aus zukünftigen Beiträgen resultierenden 
Zins Verpflichtungen und damit zur Kürzung von 
bisher gemachten Zusagen gegeben (www. 
sueddeutsche.de/wirtschaft/niedrigzins-erste- 
pensionskasse-senkt-betriebsrenten- 1.3013717 (hier: 
neue leben Pensionskasse)), und aus welchen Grün- 
den haben in beiden Fällen die Arbeitgeber bzw. 
die Aktionäre sich geweigert, weitere Barmittel 
zur Verfügung zu stellen, damit die bisherigen 
Ansprüche der Pensionsberechtigten in voller 
Höhe auch weiterhin gewährleistet werden kön- 
nen (www.faz.neftaktuell/finanzen/meine-ftnanzen/ 
vorsorgen-füer-das-alter/weniger-pension-fuer- 
deutsche-bankbeschaeftigte-14285449.html (hier: 
bw))? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 27. Juni 2016 

Nach Mitteilung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) sind sowohl bei der neue leben pensionskasse AG als auch beim 
BVV Versicherungsverein des Bankgewerbes a. G. Regelungen verein- 
bart, die es ermöglichen, eine Änderung der Rentenfaktoren für zukünf- 
tige Beiträge vorzunehmen. Es ist hervorzuheben, dass die Anpassung 
sich nur auf künftige Beiträge bezieht. Laufende Renten sowie bereits 
erdiente Anwartschaften aus gezahlten Beiträgen bleiben unberührt. 

Die angesprochenen Änderungen der Rentenfaktoren stellen eine Ände- 
rung des Geschäftsplans nach § 12 Absatz 1 des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes (VAG) dar, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
bedarf. Die BaFin prüft, ob die Belange der Versicherten ausreichend 
gewahrt sind. Ist dies der Fall, so erteilt die BaFin die beantragte Geneh- 
migung. 

Gegenüber der neue leben pensionskasse ÄG ist die Genehmigung erteilt 
worden. Bei dem BVV Versicherungsverein des Bankgewerbes a. G. 
wird die Mitgliederversammlung am 24. Juni 2016 darüber entscheiden, 
ob eine Absenkung der Rentenfaktoren für neue Beiträge bestehender 
Versicherungen erfolgen soll. 

Es besteht in den konkreten Fällen keine gesetzliche Verpflichtung des 
Arbeitgebers bzw. des Aktionärs, weitere Barmittel zur Verfügung zu 
stellen. 


25. Abgeordneter 
Markus Tressel 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Seit wann verhandelt die Bundesanstalt für Im- 
mobilienaufgaben mit der Landeshauptstadt Saar- 
brücken über den Verkauf des Grundstücks Spi- 
cherer Weg (vgl. Antwort der Bundesregierung 
zu Frage 2 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN auf Bundestags- 
drucksache 18/8316) (bitte unter Angabe des Zeit- 
plans), und welche Bedingungen an eine zukünf- 
tige Nutzung stellt der Bund an einen potenziellen 
Käufer des Grundstücks? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jens Spahn 
vom 30. Juni 2016 

Die Stadt Saarbrücken hat Ende Oktober 2015 erstmals gegenüber der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BlmA) ihr Kaufinferesse für eine 
rund 12,4 ha große bundeseigene Teilfläche des früheren Exerzierplafzes 
Spicherer Weg (Gesamfgröße rund 17 ha) bekundef. 

Mifte November 2015 hat die BlmA die Entbehrlichkeit für Zwecke des 
Bundes festgestellt und der Stadt Saarbrücken die Bereitschaft für Ver- 
kaufsverhandlungen im Rahmen des privilegierfen Direkferwerbs signa- 
lisiert. Darüber hinaus haf sie die Sfadf schriftlich darüber informiert, 
dass für diese Fläche diverse landwirtschaftliche Pachfverfräge sowie 
Gesfatfungsverträge für eine kleingärtnerische Nutzung bestehen. 
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Die Voraussetzung für einen Direkterwerb ist, dass der Erwerb dauerhaft 
unmittelbar der Erfüllung einer „öffentlichen Aufgabe“ dient, zu der die 
Stadt gesetzlich verpflichtet ist oder die sie auf der Grundlage der jewei- 
ligen Kommunah/Landesverfassung bzw. der Gemeindeordnung wahr- 
nimmt („Zweckerklärung“). Daneben hat die Stadt ein Nutzungskonzept 
vorzulegen, das der Wertermittlung zugrunde zu legen ist. Die zukünf- 
tige bauleitplanerische Nutzung liegt hierbei in der Planungshoheit der 
Stadt. 

Derzeit klärt die Stadt, ob die bundeseigene Liegenschaft vor dem Hin- 
tergrund der einschlägigen naturschutzrechtlichen Gegebenheiten wie 
vorgesehen überplanbar ist. Bis zur Klärung der umsetzbaren Entwick- 
lungsziele der Potenzialfläche ist die von der BlmA bereits in Auftrag 
gegebene Wertermittlung einvemehmlich ausgesetzt. Die Gespräche 
werden fortgesetzt, sobald die Stadt dies wünscht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 


26. Abgeordnete 

Dr. Franziska 
Brantner 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Liegt die in der „Frankfurter Allgemeinen SONN- 
TAGS ZEITUNG“ vom 12. Juni 2016 erwähnte 
„umfangreiche Evaluierung“ des Bildungs- und 
Teilhabepaketes der Bundesregierung vor (FAS, 
12. Juni 2016, S. 3 „Bürokratischer Schulausftug - 
Niemand findet das Bildungspaket für Kinder aus 
armen Familien gut“), und wenn ja, warum ist sie 
noch nicht veröffentlicht worden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. Juni 2016 

Der Endbericht zur Evaluierung der bundesweiten Umsetzung und Inan- 
spruchnahme der Leistungen für Bildung und Teilhabe wurde zwischen- 
zeitlich wie vorgesehen auf der Homepage des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales veröffentlicht. 


27. Abgeordneter 

Klaus Ernst 

(DIE LINKE.) 


Trifft es zu, dass nach geltendem Recht bei illegaler 
Arbeitnehmerüberlassung und in deren Folge fin- 
giertem Arbeitsvertrag zwischen Entleiher und il- 
legal Entliehenem die illegale Überlassung eine 
Ordnungswidrigkeit ist, die Hinterziehung even- 
tuell fälliger höherer Sozialbeifräge infolge eines 
durch den fingierten Arbeitsvertrag fälligen höhe- 
ren Lohns aber als Sfraftaf (§ 266a SfGB) gilt und 
mit entsprechenden härteren Konsequenzen ge- 
ahndet wird, und trifft es zu, dass auf Basis des 
vorliegenden Gesetzentwurfs zur Novelle des Ge- 
setzes zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung 
die illegale Überlassung zwar weiterhin als Ord- 
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nungswidrigkeit geahndet werden kann, der Straf- 
tatbestand der Hinterziehung von Sozialbeiträgen 
aber für den Entleiher dann entfallt, wenn der 
illegal Entliehene dem Zustandekommen eines 
Arbeitsvertrags mit dem Entleiher widerspricht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 30. Juni 2016 

Wird eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer ohne die nach § 1 des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) erforderliche Erlaubnis zur 
Arbeitnehmerüberlassung einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, 
kommt die Verwirklichung von Straf- und Ordnungswidrigkeitentatbe- 
ständen in Betracht. Es ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob der jeweilige 
Tatbestand erfüllt ist sowie Rechtswidrigkeit und Schuld zu bejahen 
sind. Für Verleiher steht eine Ordnungswidrigkeit nach § 16 Absatz 1 
Nummer 1 AÜG im Raum, wenn er Leiharbeitskräfte ohne die erforder- 
liche Erlaubnis überlässt. Entleiher, die Leiharbeitskräfte tätig werden 
lassen, die ihnen von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlassen worden 
sind, können eine Ordnungswidrigkeit nach § 16 Absatz 1 Nummer la 
AÜG begangen haben, ln beiden Fällen ist eine Geldbuße von bis zu 
30 000 Euro vorgesehen. Der nach dem Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung für ein Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgeset- 
zes und anderer Gesetze (Bundesratsdrucksache 294/16) mögliche Wi- 
derspruch der betroffenen Leiharbeitskraft hinsichtlich der Unwirksam- 
keit ihres Arbeitsverhältnisses mit dem Verleiher und hinsichtlich der 
Fiktion eines Arbeitsverhältnisses mit dem Entleiher führt nicht dazu, 
dass die illegale Arbeitnehmerüberlassung nachträglich legalisiert wird 
(vergleiche die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche 
Frage 17 auf Bundestagsdrucksache 18/8933). 

Der angesprochene § 266a Absatz 1 des Strafgesetzbuchs schützt insbe- 
sondere das Interesse der Solidargemeinschaft an der Sicherstellung des 
Beitragsaufkommens der Sozialversicherung und sfellf in seinen Absät- 
zen 1 und 2 das Vorenthalten von Beiträgen zur Sozialversicherung durch 
den Arbeitgeber unter Strafe. Inwieweit neben dem Verleiher auch der 
Entleiher als Arbeitgeber im Sinne dieses Tatbestands in Betracht 
kommt, ist im jeweiligen Einzelfall festzustellen. Dabei ist gegebenen- 
falls auch zu prüfen, ob ein etwaiger Widerspruch hinsichtlich der Un- 
wirksamkeit des Arbeitsverhältnisses mit dem Verleiher und hinsichtlich 
der Fiktion eines Arbeitsverhältnisses mit dem Entleiher rechtswirksam 
erklärt werden konnte. Der oben genannte Gesetzentwurf sieht keine Än- 
derung von Vorschriften des Strafgesetzbuchs vor. 
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28. Abgeordnete 

Susanna 

Karawanskij 

(DIE LINKE.) 


Wie viele in den neuen Bundesländern lebende 
Frauen beziehen nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung in welcher Flöhe eine Versorgungsleistung 
aus einem der Durchfuhrungswege der betriebli- 
chen Altersversorgung (bitte nach den einzelnen 
Durchführungswegen aufschlüsseln)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrng-Möller 
vom 28. Juni 2016 

Über empfangene Leistungen der betrieblichen Altersversorgung der 
Privatwirtschaft (BAV) und der Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst (ZÖD) informiert die vom Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales für den Alterssicherungsbericht in Auftrag gegebene Studie Al- 
terssicherung in Deutschland (ASID). Demnach empfingen im Jahr 20 1 1 
rund 26 000 Frauen aus den neuen Ländern eine Leistung aus der BAV 
und rund 179 000 Frauen eine Leistung aus der ZÖD. Die durchschnitt- 
liche monatliche Leistungshöhe betrug 92 Euro (BAV) bzw. 94 Euro 
(ZÖD). Zu den verschiedenen Durchführungswegen liefert die Studie 
keine Informationen. Die Studie wird derzeit aktualisiert, so dass aktu- 
elle Daten für den Alterssicherungsbericht 2015 vorliegen werden. 


29. Abgeordneter 
Markus Kurth 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, dass im Rahmen des Gesetzent- 
wurfs zur „Flexi-Rente“ (vgl. Meldung Reuters 
vom 1 1 . Mai 20 1 6) auf Grundlage des Abschluss- 
berichts der Koalitionsarbeitsgruppe „Flexible 
Übergänge vom Erwerbsleben in den Ruhestand“ 
bei der festgelegten Neugestaltung der Hinzuver- 
dienstgrenzen eine Person, die mit 65 Jahren ei- 
nen regulären Vollrentenanspruch in der Höhe 
von 1 500 Euro hätte, bei Bezug einer Teilrente 
im Alter von 63 Jahren und einem monatlichen 
Hinzuverdienst von 2 265 Euro nach Abzug des 
monatlichen Freibetrags von 525 Euro (jährlicher 
Freibetrag 6 300 Euro) und der Gehaltsanrech- 
nung von 40 Prozent eine Teilrente in der Höhe 
von 6 1 0 Euro erhielte (vgl. Bericht Finanztest 
7/2016: Besser in Rente gehen, S. 27 und 28), und 
falls dies nicht zutreffend ist, wie hoch wäre die 
Rente? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrng-Möller 
vom 29. Juni 2016 

Die Koalitionsfraktionen haben am 10. November 2015 den Abschluss- 
bericht der Arbeitsgruppe „Flexible Übergänge in den Ruhestand“ vor- 
gelegt. Darin haben sie sich auf verschiedene Vorschläge für einen fle- 
xibleren Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhesfand versfändigf. 
Derzeif wird die Umsefzung der Vorschläge in Form einer Formulie- 
rungshilfe für die Regierungsfrakfionen innerhalb der Bundesregierung 
vorbereifef. Die Vorschläge sollen anschließend zeifnah gesefzgeberisch 
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umgesetzt werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann die Bundesre- 
gierung daher weder zur konkreten Ausgestaltung der Neugestaltung des 
Hinzuverdienst- und Teilrentenrechts noch zu einer daraus resultieren- 
den Berechnung Stellung nehmen. 


30. Abgeordnete 

Beate 

Müller-Gemmeke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Beschäftigte fallen nach Kenntnis der 
Bundesregierung in Deutschland nicht unter das 
Kündigungsschutzgesetz, und wie hat sich deren 
Anteil an allen Beschäftigten seit dem Jahr 2005 
entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 27. Juni 2016 

Das Kündigungsschutzgesetz (KSchG) ist grundsätzlich anwendbar, 
wenn das Arbeitsverhältnis des betreffenden Arbeitnehmers in demsel- 
ben Betrieb oder Unternehmen länger als sechs Monate Bestand gehabt 
hat. Ferner müssen in dem Betrieb, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt 
ist, in der Regel mehr als zehn Arbeitnehmer (bei Beginn des Arbeits- 
verhältnisses nach dem 3 1 . Dezember 2003) bzw. in der Regel mehr als 
fünf Arbeitnehmer (bei Beginn des Arbeitsverhältnisses vor dem 3 1 . De- 
zember 2003) beschäftigt werden. Bei der Feststellung der Zahl der be- 
schäftigten Arbeitnehmer sind teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer mit ei- 
ner regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stun- 
den mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen. 
Statistische Angaben, die all diese Faktoren berücksichtigen, liegen der 
Bundesregierung nicht vor. 

Stellt man allein auf die Betriebsgröße ab - ohne Berücksichtigung der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit und ohne Differenzierung nach der wö- 
chentlichen Arbeitszeit der Teilzeitbeschäftigten-, lässt sich aus den 
Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit zu Betriebsgrößenklas- 
sen entnehmen, dass derzeit mehr als vier Fünftel (83,9 Prozent, Stichtag 
30. Juni 2015) aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Be- 
trieben mit mehr als zehn Beschäftigten arbeiten. Die entsprechenden 
Werte sind 83,7 Prozent für 2014, 83,4 Prozent für 2013, 81,9 Prozent 
für 20 1 2, 8 1 ,5 Prozent für 20 1 1 , 8 1 ,2 Prozent für 20 1 0, 8 1 , 1 Prozent für 
2009 und 81,3 Prozent für 2008. Bei Interpretation dieser Zeitreihenda- 
ten ist zu berücksichtigen, dass es im Jahr 2013 eine Revision der Be- 
schäftigungsstatistik gegeben hat, so dass die Daten ab 2013 nicht un- 
eingeschränkt mit den nicht revidierten Daten der Vorjahre vergleichbar 
sind. Daten vor 2008 liegen derzeit nicht vor. 
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3 1 . Abgeordnete 
Brigitte Pothmer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich die Zahl der Abgänge aus dem Ar- 
beitslosengeld-l-Bezug wegen des Abgangs- 
grunds „Anspruch erschöpft“ seit dem Jahr 20 1 0 
entwickelt (bitte Jahresdaten sowie als Anteil an 
allen Abgängen angeben), und wie hoch war zu- 
letzt jeweils der Anteil Arbeitsloser unter 25 Jah- 
ren, Arbeitsloser über 50 Jahren, Frauen, Lang- 
zeitarbeitsloser, Arbeitsloser ohne Ausbildung, 
Arbeitsloser mit Migrationshintergrund und Auf- 
stocker an dieser Gruppe (bitte auch unter Angabe 
des jeweiligen Anteils an allen Arbeitslosengeld- 
1-Beziehem darstellen)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 27. Juni 2016 

Nach der Arbeitsmarktstatistik haben im Jahr 2015 rund 454 000 Ar- 
beitslosengeldbezieherinnen und -bezieher ihren Leistungsanspruch aus- 
geschöpft. Hiervon waren 9 Prozent unter 25 Jahre alt, 33 Prozent 50 Jahre 
alt oder älter, 43 Prozent Frauen, 1 7 Prozent Ausländer und 20 Prozent 
vormalige Aufstocker. 

Weitere Angaben können der folgenden Tabelle entnommen werden. 

Eine Unterscheidung nach der Ausbildung, dem Migrationshintergrund 
und der Dauer der Arbeitslosigkeit ist nicht möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft 


32. Abgeordnete 

Nicole Maisch 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird sich die Bundesregierung bei den Sit- 
zungen der ständigen Ausschüsse für Biozide und 
für Pestizide Anfang bzw. Mitte Juli 2016 positi- 
onieren bezüglich der von der EU-Kommission 
vorgelegten Kriterien zur Bestimmung der endo- 
krinschädigenden Eigenschaften von Pestizid- 
und Biozidwirkstoffen, insbesondere hinsichtlich 
deren Vereinbarkeit mit dem EU-Vorsorgeprinzip 
sowie hinsichtlich der Mandatsüberschreitung 
durch die EU-Kommission bezüglich der Regu- 
lierung von Pestiziden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 1. Juli 2016 

Der Vorschlag der Europäischen Kommission wurde in der Sitzung des 
Standing Committee on Plants, Animais, Food and Feed (SCoPAFF) des 
Bereichs Pflanzenschutzmittelgesetzgebung am 22. Juni 2016 vorge- 
stellt. Ebenfalls am 22. Juni 2016 wurde der Teil des Vorschlags der 
Kommission, der den Biozidbereich betrifft, auf einer Sitzung der „zu- 
ständigen Behörden für die Durchführung der Biozid- Verordnung“, ei- 
nem informellen Gremium unter Vorsitz der Kommission, vorgestellt. 
Die Kommission bat die Mitgliedstaaten um Kommentierung. Die dies- 
bezügliche Ressortabstimmung ist noch nicht abgeschlossen. 


33. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Personalstellen plant die Bundesregie- 
rung im Zuge der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplanes 2017 für eine Aufstockung der perso- 
nellen Ressourcen der Bundesanstalt für Land- 
wirtschaft und Ernährung zur Prüfung der Fang- 
bescheinigungen bzw. Importanmeldungen gemäß 
der lUU-Fischereiverordnung, und wenn keine 
Aufstockung vorgesehen ist, warum nicht? 


34. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 

(DIE LINKE.) 


Wie viele personelle Ressourcen sollen dazu ein- 
gesetzt werden, einen risikobasierten Ansatz zur 
Importkontrolle zu entwickeln, wie in der lUU- 
Fischereiverordnung vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 30. Juli 2016 

Die Fragen 33 und 34 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 
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Der Regierungsentwurf (und damit auch die Stellenpläne der Ressorts) 
befindet sich zurzeit in der regierungsintemen Abstimmung. Aus diesem 
Grund sind Auskünfte zu beabsichtigten Stellenplanveränderungen ge- 
genwärtig nicht möglich. Einzelheiten können dem Entwurf des Haus- 
haltsgesetzes und Haushaltsplans entnommen werden, der dem Bundes- 
rat zugeleitet und beim Deutschen Bundestag im August 2016 einge- 
bracht wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung 


35. Abgeordnete 

Katrin Kunert 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Anträge auf Wehrdienstbeschädigung 
wurden im Zusammenhang mit einer Radarstrah- 
lenerkrankung insgesamt seit 2003 gestellt, und 
wie viele der Antragsteller sind zwischenzeitlich 
verstorben (bitte aufschlüsseln nach Bundeswehr 
und ehemaliger NVA)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markns Grübel 
vom 1. Juli 2016 

Bundeswehr: Seit dem Jahr 2003 (einschließlich) haben 496 aktive oder 
ehemalige Soldaten der Bundeswehr bzw. deren Hinterbliebene Leistungen 
wegen geltend gemachter Gesundheitsstörungen aufgrund von Strahlen- 
einwirkungen aus Radargeräten beantragt. 

Davon sind nach vorliegenden Unterlagen 1 1 7 Antragsteller verstorben. 

Bei dieser Zahl ist allerdings zu beachten, dass nach bestands- bzw. 
rechtskräftigem Abschluss der Wehrdienstbeschädigungsverfahren nur 
in bestimmten Fällen, z. B. bei Einstellung von Rentenzahlungen, Infor- 
mationen über Änderungen in den persönlichen Verhältnissen vorliegen. 
Daher kann nicht ausgeschlossen werden, dass die tatsächliche Zahl der 
bereits verstorbenen Antragsteller höher ist. 

Ehemalige NVA: Seit dem Jahr 2003 sind von Berufs- und Zeitsoldaten 
der ehemaligen NVA bzw. deren Hinterbliebenen 252 Anträge einge- 
reicht worden. Über die Anzahl der inzwischen verstorbenen Antragstel- 
ler liegen keine Erhebungen vor. 

Hinsichtlich der Grundwehrdienstleistenden der ehemaligen NVA ist 
eine Auswertung der Antragszahlen aus der von der zuständigen Unfall- 
versicherung Bund und Bahn genutzten Bearbeitungssoftware nicht 
möglich. Dies gilt auch hinsichtlich der inzwischen verstorbenen ehema- 
ligen Grundwehrdienstleistenden der NVA. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


36. Abgeordneter 

Harald Petzold 
(Havelland) 

(DIE LINKE.) 


Welche Projekte werden in welcher Höhe von der 
Bundesregierung für Lesben, Schwule, Bisexuelle, 
trans- und intergeschlechtliche Menschen (LSBTl) 
in Deutschland finanziell unterstützt (bitte nach 
einzelnen Projekten und nach Ressorts geordnet 
auflisten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 24. Juni 2016 

Die Bundesregierung verweist auf die beigefügte Übersichtliste von 
Maßnahmen und Projekten zur Unterstützung von Lesben, Schwulen, 
Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Menschen.** 


37. Abgeordneter 

Harald Petzold 
(Havelland) 

(DIE LINKE.) 


Welche Projekte werden in welcher Höhe von der 
Bundesregierung für Lesben, Schwule, Bisexu- 
elle, trans- und intergeschlechtliche Menschen 
(LSBTl) im Ausland finanziell unterstützt (bitte 
nach einzelnen Projekten und nach Ressorts ge- 
ordnet auflisten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 24. Juni 2016 

Es wird auf die in der Antwort zu Frage 36 hingewiesene Anlage ver- 
. ** 
wiesen. 


38. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welcher Rechtsgrundlage hat der Vorstand 
der Conterganstiftung seine geschäftsführende 
Tätigkeit vom 26. Februar 2016 bis zum 6. Ap- 
ril 2016 ruhen lassen, und welche Mitglieder des 
Stiftungsrats der Conterganstiftung (namentlich) 
wurden darüber informiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 1. Juli 2016 

Es handelte sich um ein Ruhenlassen im untechnischen Sinne, so dass 
auch keine Information der einzelnen Stiftungsratsmitglieder erfolgte. 
Der Stiftungsratsvorsitzende war aufgrund seiner Funktion im Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend informiert. 


Von der Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist als Anlage auf Bundestagsdrucksache 18/8999 auf der Intemetseite des 
Deutschen Bundestages abrufbar. 
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39. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann genau und von wem wurden diese Stiftungs- 
ratsmitglieder jeweils darüber informiert, dass der 
Vorstand der Conterganstiftung seine geschäfts- 
fuhrende Tätigkeit vom 26. Februar 20 1 6 bis zum 
6. April 2016 ruhen ließ? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 1. Juli 2016 

Es wird auf die Antwort zu Frage 38 verwiesen. 


40. Abgeordnete 
Corinna Rüffer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Vertretungsregelung gibt es für den Vor- 
stand der Conterganstiftung grundsätzlich, wenn 
dieser seine geschäftsführende Tätigkeit ruhen 
lässt, und wie wurden vom 26. Februar 2016 bis 
zum 6. April 2016 wirksame Handlungen vorge- 
nommen, insbesondere Anträge auf Leistungen 
zur Deckung spezifischer Bedarfe beschieden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks 
vom 1. Juli 2016 

Eine grundsätzliche Vertretungsregelung für den Vorstand der Conter- 
ganstiftung für behinderte Menschen ergibt sich aus § 9 Absatz 3 der 
Stiftungssatzung: „Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich 
und außergerichtlich. Er kann Vertretungsbefugnisse auf bevollmäch- 
tigte Vertretungspersonen übertragen. Erklärungen gegenüber Dritten 
sind schriftlich abzugeben und für die Stiftung nur verbindlich, wenn sie 
von zwei Mitgliedern des Stiftungsvorstandes oder einer von ihnen ge- 
meinsam bevollmächtigten Vertretungsperson oder von zwei bevoll- 
mächtigten Vertretungspersonen abgegeben werden.“ Wirksame Hand- 
lungen des amtierenden Vorstands waren zu jeder Zeit möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 


4 1 . Abgeordneter 
Kai Gehring 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zu der seit Jahren 
diskutierten Aufhebung bzw. Lockerung des Blut- 
spendeverbots für Homosexuelle, und wann wird 
sie die vom Bundesminister Hermann Gröhe an- 
gekündigte Überprüfüng (vgl. AFP-Meldung vom 
2 1 . Juni 20 1 6) neuerer Testverfahren für Blutproben 
und die bessere Einschätzung des Ansteckungs- 
geschehens durchführen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 30. Juni 2016 

ln den Hämotherapierichtlinien ist festgelegt, dass die Blutspenderaus- 
wahl in Deutschland risikobasiert erfolgt. Die sexuelle Orientierung 
spielt dabei keine Rolle (s. hierzu die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, im Jahr 2010 zum „Aus- 
schluss schwuler Männer und zum Datenschutz bei der freiwilligen Blut- 
spende“ auf Bundestagsdrucksache 17/3568 und die Antwort auf die 
Mündliche Frage 3 des Abgeordneten Volker Beck (Köln) im Plenarpro- 
tokoll 18/102). 

Die epidemiologischen Zahlen des Robert Koch-Instituts zeigen, dass 
bei Männern, die Sexualverkehr mit Männern haben (MSM), welche un- 
gefähr 3 Prozent der Bevölkerung ausmachen, mehr als 70 Prozent der 
Neuinfektionen mit HIV diagnostiziert werden. 

ln § 12a des Transfusionsgesetzes ist vorgesehen, dass die Bundesärzte- 
kammer (BAK) „den allgemein anerkannten Stand der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft und Technik zur Gewinnung von Blut und 
Blutbestandteilen“ feststellt. Gegenwärtig bewertet ein Expertengremium 
aus Mitgliedern der BAK und des Arbeitskreises Blut des Bundesminis- 
teriums für Gesundheit die neuesten epidemiologischen Daten sowie die 
Erkenntnisse zu den neuesten Testsystemen. Die Ergebnisse der Bera- 
tung sollen zügig bei der Neufassung der Hämotherapierichtlinien der 
BAK Berücksichtigung finden. Oberste Priorität bei der Entscheidungs- 
findung hat dabei der Schutz des Empfängers vor einer vermeidbaren 
Infektion. Die Bundesregierung begrüßt diese wissenschaftliche Diskus- 
sion um Möglichkeiten und Risiken bei der Zulassung zur Blutspende. 
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42. Abgeordneter 
Dr. Harald Terpe 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche skandinavischen Länder und welche 
konkreten drogenpolitischen Regelungen des je- 
weiligen Landes bezog sich der Bundesminister für 
Gesundheit Hermann Gröhe in seiner Aussage 
bezüglich der Legalisierung von Cannabis, dass 
„[vjiele Länder in Skandinavien, zum Teil auch 
in Holland, [...] alles andere als glücklich über 
den Weg [sind], den sie damals eingeschlagen 
haben“ (vgl. APOTHEKE ADHOC vom 
15. Juni 2016? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 27. Juni 2016 

Es ist dem Bundesminister Hermann Gröhe bekannt, dass die Staatsre- 
gierungen im skandinavischen Raum eine insgesamt kritische Haltung 
gegenüber der Legalisierung von Cannabis zu nichtmedizinischen Zwe- 
cken einnehmen. Gleichwohl gibt es dort wie hier regelmäßig politische 
Diskussionen über eine Legalisierung von Cannabis zu nichtmedizini- 
schen Zwecken. 

Festzustellen ist, dass in Dänemark die oberste Strafverfolgungsbehörde 
im Jahr 1969 den Ermittlungsbehörden empfohlen hat, bei nur „geringen 
Mengen“ des Besitzes von cannabishaltigen Betäubungsmitteln das ent- 
sprechende Ermittlungsverfahren mit einer Verwarnung einzustellen. 

Auch der im Kopenhagener Stadtteil Christiania seit den 70er-Jahren 
weitgehend geduldete offene Verkauf cannabishaltiger Betäubungsmit- 
tel dürfte allgemein bekannt sein. Hier gab es viele Jahre lang kommu- 
nale Sonderbestimmungen, die ihr Ende jedoch in einem im Jahr 2013 ge- 
fällten Folketing-Beschluss fanden. 

So setzten zum Beispiel in der 25. Kalenderwoche 2016 dänische Ord- 
nungskräfte die Schließung des zwischenzeitlich wieder tolerierten 
„Cannabis-Marktes“ in Christiania durch. 


43. Abgeordnete 

Kathrin Vogler 

(DIE LINKE.) 


Inwiefern befürwortet die Bundesregierung eine 
verpflichtende ausreichende Haftpflichtversiche- 
rung für Medizinproduktehersteller als Reaktion 
auf den Brustimplantateskandal des Unterneh- 
mens Poly Implant Prothese, und inwieweit un- 
terstützt sie dahingehend den im Mai 20 1 6 gefun- 
denen Kompromissvorschlag der neuen europäi- 
schen Medizinprodukterichtlinie (bitte begründen)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 1. Juli 2016 

Die Bundesregierung trägt den im Rahmen der Trilogverhandlungen ge- 
fundenen Kompromiss für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Medizinprodukte und zur Änderung der Richtlinie 
2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung 
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(EG) Nr. 1223/2009 (Vorschlag für eine Medizinprodukte-Verordnung) 
und für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über In-vitro-Diagnostika (Vorschlag für eine IVD- Verordnung) mit. 

Nach Artikel 8 Absatz 13 Unterabsatz 2 des Vorschlags für eine Medi- 
zinprodukte-Verordnung bzw. Artikel 8 Absatz 1 1 Unterabsatz 2 des 
Vorschlags für eine IVD- Verordnung sind Elersteller - entsprechend der 
Risikoklasse und der Art des Produktes sowie der Größe ihres Unterneh- 
mens - zu einer Deckungsvorsorge verpflichtet, die ihre mögliche Haf- 
tung nach der Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten über die Haftung für fehlerhafte Produkte (europäische Produkthaf- 
tungsrichtlinie) ausreichend abdeckt. Strengere nationale Regelungen sollen 
möglich sein. 

Es kommt nun darauf an, im Rahmen der Implementierung dieser Rege- 
lung ein europaweit einheitliches und möglichst angemessenes Niveau 
der Absicherung zu erreichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 


44. Abgeordneter 

Dr. Anton Hofreiter 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Wie erklärt die Bundesregierung beim B-2-Ent- 
lastungstunnel Starnberg, für den seit 2007 ein 
rechtskräftiger Planfeststellungsbeschluss be- 
steht, die Planungen also abgeschlossen sind, die 
Aussage im Entwurf des Bundesverkehrswege- 
plans (BVWP), dass „damit mit der Planung un- 
mittelbar begonnen werden kann“ bei der Dring- 
lichkeitseinstufung in den Weiteren Bedarf mit 
Planungsrecht (WB*), und wieviel weitere Stra- 
ßenbauvorhaben mit bestandkräftigem Baurecht 
sind im BVWP-Entwurf in den WB* eingestuft 
(bitte nach Bundesländern auflisten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 28. Juni 2016 

Die Einstufung des Projektes B 2 Starnberg — (Entlastungstunnel) — in 
den Weiteren Bedarf mit Planungsrecht (WB*) berücksichtigt die derzeit 
vor Ort widerstreitenden Positionen. 

Die Projekte des WB*, für die zum Zeitpunkt der Projektanmeldung 
durch die Straßenbauverwaltungen der Länder zur Aufstellung des BVWP 
ein Planfeststellungsbeschluss bereits ergangen war oder für die ein un- 
anfechtbarer Planfeststellungsbeschluss bereits vorlag, können dem über 
die Intemetseite des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra- 
struktur (BMVI) öffentlich einsehbaren Bundesverkehrswegeplan- 
2030-Entwurf (Stand März 2016) — getrennt nach Bundesländern — ent- 
nommen werden. 
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45. Abgeordneter Inwiefern wurde bei der Bewertung und Einstu- 

Dr. Anton Hofreiter fung des bereits seit 2007 baureifen B-2-Entlas- 
(BÜNDNIS 90/ tungstunnels Starnberg in den Weiteren Bedarf 

DIE GRÜNEN) mit Planungsrecht im Entwurf des neuen BVWP 

berücksichtigt, dass der Entlastungstunnel Be- 
standteil des Luftreinhalteplans München/Teil- 
plan Starnberg ist, und inwiefern ist davon auszu- 
gehen, dass für den Tunnel als Vorhaben des WB 
„voraussichtlich erst nach 2030 Investitionsmittel 
zur Verfügung stehen“ (BVWP-Entwurf, S. 1 1), 
obwohl der Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt bereits in Aussicht gestellt hatte, dass 

die Finanzmittel für dieses Bedarfsplanvorhaben 
des Bundes vorhanden seien (Weilheimer Regio- 
nalmagazin tassilo, März/ April 20 1 6)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 28. Juni 2016 

Die Methodik zur Projektbewertung sieht eine Berücksichtigung von 
Projektausweisungen in Luftreinhalteplänen, wie dem zitierten Luftrein- 
halteplan München/Teilplan Starnberg, regelmäßig nicht vor. Gleich- 
wohl werden die umweit- und naturschutzfachlichen Auswirkungen des 
Projekts — insbesondere auch mögliche positive Wirkungen durch die 
Reduktion von Schadstoffemissionen - bei der Bewertung und Einstu- 
fung berücksichtigt. 

Eine Einstufung in den Weiteren Bedarf und in den Weiteren Bedarf mit 
Planungsrecht (WB*) bestätigt den grundsätzlichen Bedarf für ein Pro- 
jekt. Hätte man sich vor Ort auf die Realisierung der Tunneltrasse ein- 
vemehmlich verständigen können, hätte angesichts des unanfechtbaren 
Planfeststellungsbeschlusses einer Finanzierung derzeit nichts entgegen- 
gestanden. 


46. Abgeordneter 
Stephan Kühn 
(Dresden) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat das Kraftfahrt-Bundesamt vom Wider- 
ruf der Typgenehmigung von Fahrzeugen als 
Sanktionsmaßnahme bei der Verwendung von Ab- 
schalteinrichtungen bislang nicht Gebrauch ge- 
macht, und prüft die Bundesregierung diese Maß- 
nahme im Fall der Manipulationsvorwürfe gegen- 
über Opel (vgl. DER SPIEGEL 20/2016)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 1. Juli 2016 

Ein Sachverhalt, der im Zusammenhang mit der Verwendung von Ab- 
schalteinrichtungen die Rücknahme oder den Widerruf einer Typgeneh- 
migung erforderlich macht, liegt bisher nicht vor. 
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47. Abgeordneter 
Stephan Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gab es im Zusammenhang mit der Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2007 Fälle der Verwei- 
gerung des Zugangs zu Informationen, und wie 
wurden diese sanktioniert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 1. Juli 2016 

Bisher ist kein Sachverhalt im Zusammenhang mit der Verweigerung 
von Reparatur- und Wartungsinformationen (RMl) aufgetreten, der zu 
einer Sanktionierung hätte fuhren können. 


48. Abgeordnete 

Katrin Kunert 

(DIE LINKE.) 


Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der 
aktuelle Stand der Breitbandverfugbarkeit über 
alle Technologien im Altmarkkreis Salzwedel 
und im Landkreis Stendal (> 1 Mbit/s, > 2 Mbit/s, 
> 6 Mbit/s, >16 Mbit/s, > 50 Mbit/s), und inwie- 
weit ist sichergestellt, dass bis 2018 alle Haus- 
halte in den beiden Landkreisen über ein schnelles 
Internet mit mindestens 50 Megabit pro Sekunde 
verfügen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 28. Juni 2016 



Breitbandversorgung über alle Technologien [in % der Haushalte] 

Raumeinheit 

> 1 Mbit/s 

> 2 Mbit/s 

> 6 Mbit/s 

>16 Mbit/s 

> 50 Mbit/s 

Deutschland 

99,9 

99,9 

98,2 

87,2 

70,1 

Sachsen-Anhalt 

99,4 

99,2 

95,6 

70,4 

41,9 

LK Altmarkkreis Salzwedel 

96,6 

96,1 

87,4 

50,6 

36,5 

LK Stendal 

95,9 

94,7 

85,4 

64,2 

49 


Der Ausbau der digitalen Infrastruktur ist in Deutschland grundsätzlich 
Aufgabe der Telekommunikationsuntemehmen. Die Unternehmen der 
Netzallianz Digitales Deutschland haben im vergangenen Jahr und wer- 
den in diesem Jahr jeweils acht Mrd. Euro in den Breitbandausbau in- 
vestieren. Mit dem Breitbandforderprogramm sorgt die Bundesregie- 
rung dafür, dass das schnelle Infemef auch in den Regionen ankommf, 
in denen sich der Nefzausbau wirtschaftlich alleine nichf rechne!. Paral- 
lel zum Förderprogramm werden mit dem Gesetz zur Erleichterung des 
Ausbaus digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze (DigiNetz-Gesetz) die 
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um den Breitbandausbau zu 
beschleunigen und Ausbaukosten zu senken. Die Bundesregierung geht 
davon aus, dass durch das effiziente Zusammenspiel der hohen privat- 
wirtschaftlichen Investitionen, der gezielten Förderung unterversorgter 
Regionen und durch die Schaffung der erforderlichen rechflichen Rah- 
menbedingungen die Zielsfellung des Koalifionsvertrags zwischen 
CDU, CSU und SPD erreichf werden wird. 
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49. Abgeordnete 

Katrin Kunert 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Mittel sind aus dem Bundesprogramm 
zur Förderung des Breitbandausbaus in den Alt- 
markkreis Salzwedel bzw. in den Landkreis Sten- 
dal geflossen, und welche Projekte werden damit 
finanziert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 28. Juni 2016 


Im Rahmen des Bundesförderprogramms Breitband sind bisher keine 
Mittel in den Altmarkkreis Salzwedel und den Landkreis Stendal geflos- 
sen. Gegenwärtig liegt ein Antrag für Berafungsleisfungen des Zweck- 
verbands Breitband Altmark, in dem sich die beiden genannten Land- 
kreise zusammengeschlossen haben, im Bundesministerium für Verkehr 
und digifale Infrasfrukfur vor. Die Anfragsprüfüng isf zum jefzigen Zeif- 
punkf noch nichf abgeschlossen. 


50. Abgeordnefe 

Dr. Petra Sitte 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Gewerbegebiete in Sachsen-Anhalt 
sind nicht mit „superschneller Glasfaser“ an das 
Internet angeschlossen, und wie hoch ist die 
Durchschnittsgeschwindigkeit der Intemetversor- 
gung in Gewerbegebieten in Sachsen-Anhalt 
(siehe „Netzallianz bringt unterversorgte Gewer- 
begebiete ans schnelle Internet“, Pressemitteilung 
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vom 15. Juni 2016)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 27. Juni 2016 

Daten und Informationen zur Breitbandversorgung in Gewerbegebieten 
in Sachsen- Anhalt liegen der Bundesregierung in der gewünschten Dif- 
ferenzierung nicht vor. 


5 1 . Abgeordnete 

Dr. Petra Sitte 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch werden die Kosten sein, um alle Gewer- 
begebiete in Sachsen-Anhalt, die keine Intemet- 
verbindung haben, mit „superschneller Glasfaser“ 
zu versorgen (siehe „Netzallianz bringt unterver- 
sorgte Gewerbegebiete ans schnelle Internet“, Pres- 
semitteilung des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur vom 15. Juni 2016)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 27. Juni 2016 

Der Bundesminister Alexander Dobrindt hat mit den Mitgliedern der 
Netzallianz Digitales Deutschland am 15. Juni 20 1 6 vereinbart, dass alle 
Gewerbegebiete, die über den Markt keinen adäquaten Breitbandzugang 
erhalten, zukünftig über Glasfaser erschlossen werden. Das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur startet hierzu ein „Son- 
derförderprogramm Mittelstand“, das mit Mitteln in Höhe von 350 Mio. 
Euro ausgestattet wird. 




Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 18/8999 


Da der spezifisch für die Gewerbeerschließung benötigte Mittelbedarf 
erst durch die konkreten Anträge, die im Rahmen des Bundesforderpro- 
gramms gestellt werden, definiert wird, kann derzeit keine Aussage ge- 
troffen werden, wie hoch die Kosten sind, um alle unterversorgten Ge- 
werbegebiete in Sachsen- Anhalt mit Glasfaser zu erschließen. 


52. Abgeordneter 
Markus Tressel 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Brücken bei Bundesfemstraßen im Saar- 
land sind nach Kenntnis der Bundesregierung in 
welcher Form für den Verkehr nur eingeschränkt 
nutzbar (bitte mit Angabe des Zeitraums der ein- 
geschränkten Nutzbarkeit je Brücke)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 28. Juni 2016 

Im Verantwortungsbereich der saarländischen Straßenbauverwaltung 
befinden sich zwei Teilbauwerke im Zuge von Bundesfemstraßen, die 
für den genehmigungsfreien Verkehr nur eingeschränkf nufzbar sind: 

1 . lllfalbrücke (ASB-Nr.: 6507 593-2, Teilbauwerk' - Richtungsfahrbahn 
Saarbrücken) im Zuge der A 1 zwischen der AS Eppelborn und der 
AS Illingen. 

Das Teilbauwerk Fahrtrichtung Saarbrücken unterliegt einer Voll- 
sperrang. Die Umleitung des Verkehrs erfolgt über das zweite Teil- 
bauwerk (Richtungsfahrbahn Trier), so dass für den Verkehr jeweils 
eine Fahrspur pro Richfung zur Verfügung sfehf. 

Der Ersafzneubau für das Teilbauwerk kann voraussichflich ab dem 
vierfen Quartal 20 1 6 beginnen. 

Das Bauende ist für 2019 avisier!, so dass nach Abschluss der Bauar- 
beifen wieder zwei Fahrspuren pro Richfung zur Verfügung sfehen. 

2. Fechinger Talbrücke (ASB-Nr.: 6708 519, einfeiliger Überbau) im 
Zuge der A 6 zwischen der AS Fechingen und der AS Sf. Ingbert- 
Wesf. 

Derzeif isf die Brücke für Fahrzeuge ab einem Gesamfgewichf von 
3,5 f gesperrt. Die laufenden Verstärkungsmaßnahmen sollen Ende 
20 1 6 abgeschlossen sein, sodass die Einschränkung wieder aufgeho- 
ben werden kann. 


^ Bei Brücken mit getrennten Überbauten je Fahrbahn oder unterschiedlichen Bauarten wird jede Überbaukonstruktion für sich als Teil- 
bauwerk bezeichnet. 
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53. Abgeordnete 

Dr. Valerie Wilms 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus 
dem Austritt der Gewerkschaft ver.di aus dem 
Maritimen Bündnis, und welche Folgen und Aus- 
wirkungen sind ihrer Auffassung nach damit kurz- 
sowie mittelfristig in der deutschen Seeschifffahrt 
verbunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 1. Juli 2016 

Das Maritime Bündnis hat sich als eine bewährte und akzeptierte Insti- 
tution positioniert. 

Der Austritt der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) aus dem 
Maritimen Bündnis wird von der Bundesregierung bedauert. Die Bun- 
desregierung steht fest zum Maritimen Bündnis. Die mit dem Ausschei- 
den von ver.di verbundenen möglichen Folgen und Auswirkungen in der 
deutschen Seeschifffahrt sollen mit den übrigen Bündnispartnern (nord- 
deutsche Länder, Verband Deutscher Reeder) erörtert werden. Die Bun- 
desregierung wird zudem mit ver.di das Gespräch suchen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


54. Abgeordneter 

Ingbert Lleblng 

(CDU/CSU) 


Welche Änderungen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung für das Baugesetzbuch oder die Baunut- 
zungsverordnung vorzuschlagen, um einerseits Fe- 
rienwohnungen in Wohngebieten zuzulassen und 
andererseits eine Umwandlung von Dauerwohn- 
raum in Ferienwohnungen einzuschränken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 28. Juni 2016 

Die Bundesregierung hat den Referentenentwurf eines Gesetzes zur Um- 
setzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung 
des neuen Zusammenlebens in der Stadt auf den Weg gebracht, der auch 
Änderungen in Bezug auf Neben- und Ferienwohnungen vorsieht. Der 
Allgemeine Teil der Begründung hierzu lautet: 

„Insbesondere auf den ost- und nordfriesischen Inseln wird dem Woh- 
nungs- bzw. dem Ferienwohnungsmarkt in erheblichem Umfang Wohn- 
raum entzogen durch die Bildung von Nebenwohnungen (Zweitwohnun- 
gen), also Wohnungen, die vom Eigentümer nicht im Sinne von § 21 
Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes als Hauptwohnung, sondern nur vo- 
rübergehend als weitere Wohnung genutzt werden (vgl. § 21 Absatz 3 
des Bundesmeldegesetzes), ln der Folge entstehen zum einen vermehrt 
sog. , Rollladensiedlungen', zum anderen fehlen Dauerwohnraum für 
, Insulaner' und Ferienwohnungen für den Fremdenverkehr. Soweit die 
Bildung von Nebenwohnungen durch Begründung sog. Teileigentums 
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(zwecks anschließender Veräußerung) erfolgt, kann dies von den Ge- 
meinden durch eine Satzung nach § 22 BauGB unter einen Genehmi- 
gungsvorbehalt gestellt und somit unterbunden werden. Zur Umgehung 
des Genehmigungsvorbehalts wird aber stattdessen vielfach sog. Bruch- 
teilseigentum nach § 1008 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) gebil- 
det; hierauf findet § 22 BauGB bislang keine Anwendung. Durch eine 
Anpassung des § 22 BauGB soll der Genehmigungsvorbehalt daher auf 
bestimmte Fälle der Begründung von Bruchteilseigentum ausgeweitet 
werden. Darüber hinaus soll es den Gemeinden ermöglicht werden, durch 
die Satzung unmittelbar auch die Nutzung von Räumen in Wohngebäu- 
den oder Beherbergungsbetrieben als Nebenwohnung unter einen Ge- 
nehmigungsvorbehalt zu stellen. Davon unberührt bleibt freilich die 
Möglichkeit der Länder, auf der Grundlage ihrer Gesetzgebungskompe- 
tenz für das Wohnungswesen (Artikel 30 und 70 GG) zur Sicherstellung 
der Wohnraumversorgung etwa ein gesetzliches Zweckentfremdungs- 
verbot zu erlassen. 

Zugleich besteht aufgrund neuerer Rechtsprechung insbesondere in den 
touristisch geprägten Regionen der Küstenländer Unsicherheit über die 
Zulässigkeit von Ferienwohnungen in den Baugebieten nach den §§ 2 
bis 7 BauNVO. Als Ferienwohnungen werden dabei Räume oder Gebäude 
verstanden, die einem ständig wechselnden Kreis von Gästen zu gewerb- 
lichen Zwecken gegen Entgelt vorübergehend zur Unterkunft zur Verfü- 
gung gestellt werden und die zur vorübergehenden Begründung einer ei- 
genen Häuslichkeit geeignet und bestimmt sind. Das OVG Greifswald 
(Urteile vom 19. Februar 2014 -3 L 212/12-, 30. April -3 M 116/14- 
und 10. Juni 2015 - 3 M 85/14) und das OVG Lüneburg (Urteil vom 
15. Januar 2015 — 1 KN 61/14) haben eine Einordnung einer Ferienwoh- 
nung als Betrieb des Beherbergungsgewerbes bzw. als (nicht störender) 
Gewerbebetrieb abgelehnt und Ferienwohnungen im Ergebnis für son- 
dergebietspflichtig erklärt, ln der Literatur wird dies vielfach anders ge- 
sehen (Einordnung als Beherbergungsbetrieb: Stock, in: König/Roe- 
ser/Stock, BauNVO, 3. Aufl. 2014, § 3 Rn. 24 und 41 sowie § 4a Rn. 25; 
Stock, in: Emst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, § 4 
BauNVO Rn. 114 [Stand: September 2013]); Fraatz-Rosenfeld, 
VR2014, 37 [38 f]; Einordnung als nicht störender Gewerbebetrieb: 
Reidt/von Landwüst, UPR 2015, 12 [12 f ]). Auch vor dem Hintergrund, 
dass der zitierten Rechtsprechung eine abweichende jahrzehntelange 
städtebauliche Praxis gegenübersteht (vgl. Reidt/von Landwüst, UPR 
2015, 12 [13]; BR-Drs. 141/15, S. 4: „traditionell gewachsene Vermie- 
tung von Ferienwohnungen“), wäre eine höchstrichterliche Entschei- 
dung wünschenswert gewesen. Eine im Wesentlichen klarstellende Er- 
gänzung der BauNVO soll daher zur Rechtsklarheit beitragen, womit 
auch dem Anliegen der Gesetzesinitiative des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern (BR-Drs. 141/15) Rechnung getragen wird.“ 

Der vollständige Referentenentwurf kann unter dem Link www.bmub. 
bund.de/N53236/ im Internet aufgerufen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


55. Abgeordnete 

Renate Künast 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche erarbeiteten Maßnahmenvorschläge lie- 
gen aus den Arbeitsgruppen Review, Sozialstan- 
dards, Chemikalien, Intern. Umsetzung, Naturfa- 
sern, Kommunikation etc. des Textilbündnisses 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 30. Juni 2016 

Von den von Ihnen genannten sechs Arbeitsgruppen erarbeitet derzeit 
die Arbeitsgruppe „Umsetzung und Intemationalisierung“ konkrete 
Maßnahmenvorschläge in Abstimmung mit den Facharbeitsgruppen „Che- 
mikalien“, „Sozialstandards und existenzsichemde Löhne“ und „Natur- 
fasern“. Diese und weitere Maßnahmenvorschläge werden hinsichtlich 
ihrer Umsetzbarkeit geprüft. Parallel dazu entwickelt die Arbeitsgruppe 
„Kommunikation“ derzeit ein Kommunikationskonzept einschließlich 
-maßnahmen für die Mitgliedschaft im Textilbündnis und zur Sensibili- 
sierung von Verbraucherinnen und Verbrauchern. Mögliche Maßnahmen 
können u. a. Anzeigen und Kampagnen über Print- und Onlinemedien 
sowie im öffentlichen Raum umfassen. 

Das Mandat der Arbeitsgruppe „Review“ umfasst hingegen nicht die Er- 
arbeitung von Maßnahmenvorschlägen, sondern den Aufbau des Re- 
view-Prozesses als Kontroll- und Berichtsverfahren des Textilbündnis- 
ses im Sinne der Verfolgung der Bündnisziele und -Standards. 


56. Abgeordnete 

Renate Künast 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Fortschritte und Umsetzungs- 
probleme hat der Review-Prozess bisher ermittelt, 
und welche genauen Maßnahmen hat er daraus 
entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 30. Juni 2016 

Gemäß der Planung der Arbeitsgruppe „Review“ soll der Review-Pro- 
zess noch in diesem Jahr mit der Umsetzung der ersten individuellen 
Fahrpläne (Roadmaps) starten; auf dieser Basis werden konkrete Fort- 
schrifte/Umsetzungsprobleme ermittelt. Die Roadmaps schreiben die 
Umsetzungsschrifte fest, die für jedes Mitglied erforderlich sind, um die 
sozialen und ökologischen Ziele des Textilbündnisses zu erreichen. So- 
bald ein Bündnismitglied die Umsetzung seiner Roadmap einleitet, be- 
ginnt die transparente Fortschriftsmessung. Der Review-Prozess soll nach 
bisherigem Entwicklungsstand als System permanent eingerichtet sein. 
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57. Abgeordnete Welche konkreten Zeitpläne gibt es zur Umsetzung 

Renate Künast beschlossener Maßnahmen? 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Silberhorn 
vom 30. Juni 2016 

Die von den Facharbeitsgruppen entwickelten Maßnahmen sollen über 
die Arbeitsgruppe „Umsetzung und Intemationalisierung“ möglichst vor 
der Mitgliederversammlung des Textilbündnisses am 22. und 23. No- 
vember 2016 dem Steuerungskreis des Textilbündnisses zur Entschei- 
dung vorgelegt werden. Die vom Steuerungskreis beschlossenen Maßnah- 
men werden anschließend umgesetzt, u. a. über etablierte Instrumente 
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit wie Entwicklungspartner- 
schaften mit der Wirtschaft. 


Berlin, den 1 . Juli 20 1 6 




Zusammenstellung von Projekten und Maßnahmen der Bundesregie- 
rung zur Förderung und Unterstützung von LSBTl_Personen 


Drucksache 18/8999 


-44- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


CslOmoOOlOCMlO 
CM CM CO CO 'i- m 


vO 

rH 

O 

rg 

vO 

o 

c« 

C/3 


'S 

pC 

u 

'S 

N 

U 

0 ) 

> 

n 


E 

< 

w 

0 ) 

O) 

;(Q 

(0 

3 

< 


0 ) 


o 


o> 


(0 

0 ) 

■O 

c 

3 

OQ 

(0 

0 ) 

■a 

0 ) 

Ö) 

+-> 

(0 

(0 

O) 

c 

3 

0 ) 

’E 

E 

(0 


ivi "ö ^ 

> N ■— ™ 
S S S S C N 

OQ 00 OQ 00 < OQ 


O) 

C 

3 

2 

m 

0 ) 

£ 

u 

(0 


o 

Q. 

:3 

0 ) 

(0 

4-^ 

c 

0 ) 

N 

(0 

0 ) 

■a 

c 

3 

OQ 


Anlage 




Vorbemerkung: AA, Ref. OR06 finanziert aus Projektmitteln weltweit Maßnahmen zur Förderung der Menschenrechte, so auch Projekte im LGBTI- 
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